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A. Problem und Regelungsbedürfnis

Der Klimawandel gehört zu den größten Herausforderungen des 21. Jahrhunderts. 
Auch in Rheinland-Pfalz werden die Auswirkungen zunehmend sichtbarer. Die 
mittlere Jahrestemperatur ist seit Beginn der systematischen Aufzeichnungen Ende 
des 19. Jahrhunderts von 8,1 Grad Celsius auf 9,8 Grad Celsius angestiegen. In der 
Beobachtung zeigt sich zudem, dass dieser Anstieg in den letzten Jahrzehnten be-
sonders stark ausgefallen ist (Klimaschutzbericht des Landes Rheinland-Pfalz 2022, 
S.  15). Es mehren sich zudem Extremwetterphänomene wie Starkniederschlags-
ereignisse, die Ereignisse wie die Flutkatastrophe im Jahr 2021 im Ahrtal wahr-
scheinlicher machen, lange Dürreperioden, die die Gefahr von Niedrigwasser oder 
Wald- und Vegetationsbränden erhöhen, oder langanhaltende Hitze, die zu gesund-
heitlicher Belastung von Menschen und Tieren führt (Klimaschutzbericht des Lan-
des Rheinland-Pfalz 2022, S. 12).

Das Landesklimaschutzgesetz vom 19. August 2014 (GVBl. S. 188), geändert durch 
§ 48 des Gesetzes vom 6. Oktober 2015 (GVBl. S. 283), BS 2129-3, trat am 23. Au-
gust 2014 in Kraft. Es regelt das Ziel der Treibhausgasreduktion bis zum Jahr 2020 
um mindestens 40 v. H. sowie bis zum Jahr 2050 um mindestens 90 v. H. im Ver-
gleich zu den Gesamtemissionen im Jahr 1990. Klimaneutralität wird bis zum 
Jahr 2050 angestrebt. Das Gesetz implementierte das regelmäßig fortzuschreibende 
Klimaschutzkonzept sowie ein landesspezifisches Monitoring und führte den Beirat 
für Klimaschutz ein.

Dieses Landesklimaschutzgesetz aus dem Jahr 2014 bedarf jetzt einer umfassenden 
Novellierung, um den veränderten Rahmenbedingungen auf internationaler, euro-
päischer sowie Bundesebene Rechnung tragen zu können. Hierbei handelt es sich 
ins-besondere um das am 12. Dezember 2015 geschlossene und von der Bundesrepu-
blik Deutschland sowie der Europäischen Union ratifizierte „Übereinkommen von 
Paris“ sowie das zur Umsetzung dieses Übereinkommens novellierte Bundes-Klima-
schutzgesetz.

B. Lösung

Die Landesregierung verfolgt das Ziel, dass Rheinland-Pfalz bis zum Jahr 2040 die 
Treibhausgasneutralität erreicht. Hierzu sollen Sektorziele und Handlungsfelder zur 
Entwicklung und Umsetzung von Klimaschutzmaßnahmen festgelegt werden. Zu-
dem soll bis zum Jahr 2030 der in Rheinland-Pfalz verbrauchte Strom bilanziell voll-
ständig aus erneuerbaren Energien stammen.

Das Landesklimaschutzgesetz aus dem Jahr 2014 soll zur Verfolgung dieser Ziele 
durch ein modernes neues Landesklimaschutzgesetz ersetzt werden. Das Gesetz soll 
die Rahmenbedingungen dafür schaffen, dass Rheinland-Pfalz seinen Beitrag zum 
Erreichen der Klimaschutzziele weiterhin leistet. Die Landesregierung wird ihren 
Handlungsspielraum für den Schutz des Klimas und der Ressourcen einsetzen und 
dabei einen nachhaltigen Transformationsprozess in Wirtschaft und Gesellschaft 
unterstützen. Dabei ist der Handlungsspielraum auch für die Umsetzung der Agen-
da 2030 für nachhaltige Entwicklung der Vereinten Nationen einzusetzen.

G e s e t z e n t w u r f

der Landesregierung

Landesklimaschutzgesetz (LKSG)
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Ziel ist es, damit einen gesetzlichen Rahmen zu schaffen, der den Klimaschutz in 
Rheinland-Pfalz fördert und die Ausgestaltung des Transformationsprozesses in 
Wirtschaft und Gesellschaft unterstützt. Rheinland-Pfalz soll als wettbewerbsfähi-
ger Investitionsstandort weiterhin attraktiv bleiben. Gemeinsam mit den in diesem 
Gesetz etablierten Klimaschutzmaßnahmen soll damit ein Fundament für ein nach-
haltiges, lebenswertes und zukunftsfähiges Rheinland-Pfalz geschaffen werden.

Die Regelungen berücksichtigen die Bevölkerungs- und Altersentwicklung. 

C. Alternativen

Keine.

D. Kosten

Für die Verwaltung, insbesondere die Landesverwaltung, werden Kosten durch den 
Vollzug des Gesetzes entstehen. Dies betrifft

–	 die bereits in Umsetzung befindliche Transformation der Landesverwaltung hin 
zur Treibhausgasneutralität,

–	 die Zusammenstellung und Auswertung von Informationen und Daten über die 
Treibhausgasemissionen des Landes als Grundlage zur Prüfung der Zielverfol-
gung und Nachsteuerung,

–	 die Aufstellung und Fortschreibung einer Klimaschutzstrategie inklusive Öffent-
lichkeitsbeteiligung und Einrichtung sowie Pflege des Klimaschutzmaßnahmen-
registers bei Wegfall des Klimaschutzkonzeptes,

–	 den Überprüfungsmechanismus, das Controlling der Klimaschutzmaßnahmen 
und die Beauftragung von Gutachten zur Datenanalyse und die Ausarbeitung von 
Maßnahmenvorschlägen,

–	 die Vorbildwirkung der öffentlichen Hand, unter anderem durch Einführung 
eines CO2-Schattenpreises, sowie

–	 Kosten für die Entwicklung und Implementierung von Klimaschutzmaßnahmen, 
die Pflege des digitalen Berichtssystems, die jährliche Aktualisierung sowie den 
zusätzlichen Personalaufwand für die Berichts- und Monitoringpflichten.

Die kommunalen Gebietskörperschaften werden durch das Gesetz ebenfalls ver-
pflichtet, da sie Teil der öffentlichen Hand nach der Definition des § 2 Abs. 4 sind. 
Damit erfüllen sie eine Vorbildfunktion nach § 13 Abs. 1 im Hinblick auf die Ver-
besserung des Klimaschutzes und helfen gemäß § 13 Abs. 2 die Akzeptanz dafür in 
der Öffentlichkeit zu steigern. Ihnen wird weiterhin empfohlen, einen CO2-Schat-
tenpreis nach § 14 Abs. 3 selbstständig einzuführen.

Zu berücksichtigen ist hierbei, dass die Pflicht gemäß § 15 bereits besteht und der-
zeit in § 10 LKSG geregelt ist. Es handelt sich insoweit nicht um eine neue Aufgabe.

Bezüglich der Höhe der Kosten wird auf Abschnitt A der Begründung verwiesen. Es 
wird erwartet, dass die Kosten insbesondere im Bereich der klimaneutralen Landes-
verwaltung und der Versorgung des Landes mit aus erneuerbaren Energien erzeug-
tem Strom langfristig Einsparungen im Vergleich zur Verwendung von der CO2-Be-
preisung unterliegenden fossilen Energieträgern gegenüberstehen.

Nach hiesiger Auffassung führen die weiteren Aufgaben für die Kommunen nicht zu 
einer wesentlichen Mehrbelastung und ein Ausgleich nach dem Konnexitätsgrund-
satz wird nicht gewährt.

Für Privatpersonen und die Wirtschaft entstehen durch den Gesetzesentwurf keine 
unmittelbaren Kosten.

E. Zuständigkeit

Federführend ist das Ministerium für Klimaschutz, Umwelt, Energie und Mobilität.
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Der Ministerpräsident des Landes Rheinland-Pfalz
Mainz, den 28. März 2025

An den 
Herrn Präsidenten
des Landtags Rheinland-Pfalz

55116 Mainz

Entwurf eines Landesklimaschutzgesetzes (LKSG)

Als Anlage übersende ich Ihnen den von der Landesregierung 
beschlossenen Gesetzentwurf.

Ich bitte Sie, die Regierungsvorlage dem Landtag zur Bera
tung und Beschlussfassung vorzulegen.

Federführend ist die Ministerin für Klimaschutz, Umwelt, 
Energie und Mobilität.

A l e x a n d e r  S c h w e i t z e r
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L a n d e s k l i m a s c h u t z g e s e t z  
(LKSG)

Der Landtag Rheinland-Pfalz hat das folgende Gesetz be-
schlossen:

Teil 1 
Allgemeines

§ 1 
Zweck des Gesetzes 

(1) Zweck dieses Gesetzes ist es, den rheinland-pfälzischen 
Beitrag zur Begrenzung des Anstiegs der globalen Durch-
schnittstemperatur auf 1,5 Grad Celsius gegenüber dem 
vorindustriellen Niveau festzusetzen. Dadurch trägt Rhein-
land-Pfalz im Rahmen seiner Zuständigkeiten und in Abhän-
gigkeit von den Rahmenbedingungen des Unions- und Bun-
desrechts zur Erreichung der internationalen, europäischen 
und nationalen Klimaschutzziele bei.

(2) Das Gesetz formuliert die Klimaschutzziele, die vorrangig 
durch Vermeidung und Verringerung von Treibhausgasemis-
sionen sowie durch die Treibhausgasbindung in Senken bis 
zum Jahr 2040 zu einer neutralen Treibhausgasbilanz für das 
Land Rheinland-Pfalz führen sollen, die Umsetzungsstrate-
gien und -instrumente, die Kontroll- und Steuerungsmecha-
nismen, die Indikatoren, die Einbindung der Gesellschaft und 
der Wissenschaft sowie die Informationspflicht für das Land 
Rheinland-Pfalz.

§ 2 
Begriffsbestimmungen

(1) Treibhausgase im Sinne dieses Gesetzes sind Kohlen-
stoffdioxid (CO2), Methan (CH4), Distickstoffoxid (N2O), 
Schwefelhexafluorid (SF6), Stickstofftrifluorid (NF3) sowie 
teilfluorierte Kohlenwasserstoffe (HFKW) und perfluorierte 
Kohlenwasserstoffe (PFKW), die in Rheinland-Pfalz entste-
hen oder freigesetzt werden.

(2) Treibhausgasemission im Sinne dieses Gesetzes ist die 
anthropogene Freisetzung von Treibhausgasen in Tonnen 
Kohlenstoffdioxidäquivalent, wobei eine Tonne Kohlen-
stoffdioxidäquivalent eine Tonne Kohlenstoffdioxid oder die 
Menge eines anderen Treibhausgases ist, die in ihrem Poten-
zial zur Erwärmung der Atmosphäre einer Tonne Kohlen-
stoffdioxid entspricht.

(3) Treibhausgasneutralität im Sinne dieses Gesetzes ist das 
Gleichgewicht zwischen Treibhausgasemissionen und dem 
Abbau von Treibhausgasen durch Senken im Sinne des Ab-
satzes 10.
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(4) Öffentliche Hand im Sinne des Gesetzes sind:
1.	 das Land, die Gemeinden und Gemeindeverbände sowie 

jede aufgrund eines Landesgesetzes eingerichtete Körper-
schaft, Anstalt oder Stiftung des öffentlichen Rechts mit 
Ausnahme von Religionsgemeinschaften und

2.	 jede Körperschaft, Personenvereinigung oder Stiftung des 
Privatrechts, wenn an ihr eine oder mehrere juristische 
Personen nach Nummer 1 unmittelbar oder mittelbar
a)	 die Mehrheit des gezeichneten Kapitals besitzen,
b)	 über die Mehrheit der mit den Anteilen verbundenen 

Stimmrechte verfügen oder
c)	 mehr als die Hälfte der Mitglieder des Verwaltungs-, 

Leitungs- oder Aufsichtsorgans bestellen können. 

(5) CO2-Schattenpreis im Sinne dieses Gesetzes ist ein rech-
nerischer Preis für jede über den gesamten Lebenszyklus der 
Maßnahme entstehende Tonne Kohlenstoffdioxidäquivalent.

(6) Liegenschaften des Landes im Sinne dieses Gesetzes sind 
alle bebauten und unbebauten Grundstücke im Eigentum 
des Landes Rheinland-Pfalz unabhängig davon, von welcher 
staatlichen Stelle des Landes sie verwaltet werden. Als Lie-
genschaften des Landes gelten auch Grundstücke Dritter, die 
zugunsten des Landes mit einem grundstücksgleichen Recht, 
insbesondere einem Erbbaurecht, belastet sind, sowie bauli-
che Anlagen des Landes, die auf fremden Grundstücken lie-
gen oder errichtet werden. 

(7) Der gesamte Lebenszyklus im Sinne dieses Gesetzes um-
fasst die Herstellungs-, Errichtungs-, Nutzungs- und Entsor-
gungsphase sowie die Abfallvermeidungs- und Recycling-
potenziale.

(8) Sanierung im Sinne dieses Gesetzes bezeichnet durchgrei-
fende Maßnahmen zum Substanzerhalt oder zur Modernisie-
rung einer baulichen Anlage. Modernisierungen sind solche 
im Sinne des § 9 Abs. 2 des Landeswohnraumförderungsge-
setzes vom 22. November 2013 (GVBl. S. 472, BS 233-3) in 
der jeweils geltenden Fassung.

(9) Eine Quelle im Sinne dieses Gesetzes ist ein Vorgang oder 
eine Tätigkeit, durch den oder die ein Treibhausgas, ein Ae-
rosol oder eine Vorläufersubstanz eines Treibhausgases in die 
Atmosphäre freigesetzt wird.

(10) Eine Senke im Sinne dieses Gesetzes ist ein Vorgang, 
eine Tätigkeit oder ein Mechanismus, durch den oder die ein 
Treibhausgas, ein Aerosol oder eine Vorläufersubstanz eines 
Treibhausgases aus der Atmosphäre entfernt wird. Dies um-
fasst auch Technologien zur dauerhaften Speicherung von 
Treibhausgasen in unterirdischen Gesteinsschichten oder in 
langlebigen Produkten nach Maßgabe des Bundesrechts.

Teil 2 
Ziele und Grundsätze des Klimaschutzes

§ 3 
Klimaschutzziele, Sektorziele

(1) Um Treibhausgasneutralität bis zum Jahr 2040 zu errei-
chen, werden im Vergleich zum Jahr 1990 folgende Zwi-
schenschritte bei der Minderung der Treibhausgasemissionen 
angestrebt:
1.	 bis zum Jahr 2030 um mindestens 67 v. H. sowie
2.	 bis zum Jahr 2035 um mindestens 83 v. H.
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(2) Die Klimaschutzziele des Landes Rheinland-Pfalz basie-
ren auf der Bilanz aus Quellen und Senken der Treibhaus-
gasemissionen.

(3) Der Bruttostromverbrauch in Rheinland-Pfalz soll bis zum 
Jahr 2030 bilanziell zu 100 v. H. durch Strom aus erneuer-
baren Energien gedeckt werden. Dabei soll der Bruttostrom-
verbrauch bilanziell möglichst durch Strom aus erneuerbaren 
Energien in Rheinland-Pfalz gedeckt werden. Gewerbliche, 
öffentliche und private Verbraucher, die eigene Anlagen zur 
Erzeugung von Strom aus erneuerbaren Energien errich-
tet oder sich an solchen auch außerhalb der Landesgrenzen 
direkt beteiligt haben, um damit ihren Stromverbrauch in 
Rheinland-Pfalz anteilig oder vollständig zu decken, tragen 
dazu bei. 

(4) Zur Erreichung der Klimaschutzziele werden diese durch 
die angestrebten Minderungsziele für die einzelnen Sektoren 
(Sektorziele) für das Jahr 2040 laut Anlage 1 ergänzt, um die 
Treibhausgasneutralität zu erreichen. Klimaschutzmaßnah-
men der Landesregierung sollen in folgenden Sektoren ent-
wickelt und umgesetzt werden:
1.	 Energiewirtschaft,
2.	 Industrie,
3.	 Verkehr,
4.	 Gebäude,
5.	 Landwirtschaft,
6.	 Abfallwirtschaft und Sonstiges sowie
7.	 Landnutzung, Landnutzungsänderung und Forstwirtschaft.

Um die Steuerung der Klimaschutzmaßnahmen erfolgreich 
und entsprechend den Zielen nach Absatz 1 und Satz  1 
umsetzen zu können, werden innerhalb der Sektoren und 
sektorübergreifend Handlungsfelder definiert. Die Hand-
lungsfelder zeigen Maßnahmenbereiche auf, in denen Klima-
schutzmaßnahmen umzusetzen sind. Jedem Handlungsfeld 
wird ein handlungsfeld-koordinierendes Ressort zugewiesen. 
Die Handlungsfelder und deren Maßnahmenbereiche sowie 
die handlungsfeld-koordinierenden Ressorts bestimmen sich 
nach Anlage 2. Die Zuständigkeit für die Entwicklung, Prü-
fung und Umsetzung der jeweiligen Klimaschutzmaßnahme 
bestimmt sich nach der Anordnung über die Geschäftsvertei-
lung der Landesregierung Rheinland-Pfalz (maßnahmenfüh-
rendes Ressort). Die handlungsfeld-koordinierenden Ressorts 
sind verpflichtet darauf hinzuwirken, dass die maßnahmen-
führenden Ressorts wirksame Klimaschutzmaßnahmen ent-
wickeln, prüfen und umsetzen.

(5) Alle maßnahmenführenden Ressorts tragen zur Erreichung 
der Ziele nach den Absätzen 1, 3 und 4 Satz 1 bei. Insbesonde-
re bei energiebedingten Treibhausgasemissionen ist der wirt-
schaftliche Umstieg auf erneuerbare Energien zu ermöglichen 
und zu beschleunigen. Neben der direkten Vermeidung und 
Verringerung von Treibhausgasemissionen tragen auch die ef-
fiziente Bereitstellung, Umwandlung, Speicherung, Nutzung 
sowie der effiziente Transport erneuerbarer Energie und Ener-
gieträgerstoffe wesentlich zur Erreichung der Klimaschutzzie-
le bei und sollen am zukünftigen Bedarf orientiert planungs-
sicher durch Klimaschutzmaßnahmen umgesetzt oder in der 
Umsetzung unterstützt werden. Dadurch soll die Attraktivität 
für die Ansiedlung nachhaltiger Produktionsverfahren und 
Unternehmen in Rheinland-Pfalz gesteigert und eine Verlage-
rung von Treibhausgasemissionen an Standorte außerhalb von 
Rheinland-Pfalz vermieden werden. 
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§ 4 
Klimaschutzziel für die Landesverwaltung

(1) Das Land setzt sich zum Ziel, bis zum Jahr 2030 die Be-
hörden, Hochschulen und sonstige Einrichtungen des Landes 
ohne eigene Rechtspersönlichkeit, soweit sie der unmittel-
baren Organisationsgewalt des Landes unterliegen, bilanziell 
treibhausgasneutral zu betreiben. Hierzu zählen die direkten 
und indirekten Emissionen des Energieverbrauchs aus dem 
laufenden Betrieb. Für die nicht vermeidbaren Treibhausgas-
emissionen aus dem laufenden Betrieb sind die Kosten gemäß 
§ 14 Abs. 1 darzustellen und Klimaschutzmaßnahmen inner-
halb des Landes vorzusehen, um einen bilanziell treibhausgas-
neutralen Betrieb zu erreichen. 

(2) Die obersten Landesbehörden sind entsprechend ihres Zu-
ständigkeitsbereichs für die Zielerreichung verantwortlich. 
Sie sind insoweit verpflichtet, Klimaschutzmaßnahmen zur 
Zielerreichung zu entwickeln und zu prüfen, dem für die An-
gelegenheiten des Klimaschutzes zuständigen Ministeriums 
mitzuteilen und umzusetzen. 

§ 5 
Klimaschutzrangfolge

Zur Förderung des Klimaschutzes soll in Bezug auf die Min-
derung von Treibhausgasemissionen absteigend folgende 
Rangfolge eingehalten werden:
1.	 Vermeiden, 
2.	 Verringern und
3.	 Abbau von nicht zu vermeidenden Treibhausgasen in 

Senken.

§ 6 
Besondere Bedeutung des Sektors Landnutzung,  

Landnutzungsänderung und Forstwirtschaft

Wälder, humusreiche und zur Humusanreicherung geeigne-
te Böden, Grünland, Moore sowie naturnahe Flächen sollen 
zur Erreichung der Ziele nach den §§ 3 und 4 erhalten, ent-
wickelt und aufgewertet werden, um ihr Potenzial zur Bin-
dung und Speicherung von Kohlenstoff unter Beachtung der 
Funktionen für die biologische Vielfalt und der heimischen 
Wirtschaft zu sichern und zu steigern. Dabei finden insbeson-
dere die Ziele nach § 1 des Bundesnaturschutzgesetzes vom 
29. Juli 2009 (BGBl. I S. 2542) in der jeweils geltenden Fas-
sung Berücksichtigung. Neben dem Erhalt, der Entwicklung 
und der Aufwertung sollen der Anteil der Waldfläche und 
eine stoffliche Verwendung des Rohstoffs Holz möglichst ge-
steigert werden. 

Teil 3 
Instrumente zur Erreichung der Klimaschutzziele

§ 7 
Klimaschutzstrategie

(1) Inhalt der Klimaschutzstrategie des Landes ist die Ana-
lyse der Wirkbereiche rheinland-pfälzischer Klimaschutz-
politik im Kontext mit nationalen und internationalen Re-
gelwerken, die Beschreibung und Auswahl der wesentlichen 
Klimaschutzmaßnahmen zur Zielerreichung sowie ein an den 
Klimaschutzzielen nach § 3 ausgerichteter Zielpfad. Die Stra-
tegie zielt auf die Erreichung der Klimaschutzziele gemäß § 3.

(2) Grundlage der Klimaschutzstrategie des Landes sind die 
jüngsten verfügbaren und gesicherten Daten nach § 10 Abs. 1 
Nr. 1.
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(3) Die Klimaschutzstrategie des Landes ist binnen zwei 
Jahren nach Inkrafttreten dieses Gesetzes von der Landesre-
gierung zu beschließen, dem Landtag Rheinland-Pfalz zuzu-
leiten, dem Beirat für Klimaschutz vorzustellen und auf der 
Internetseite des für die Angelegenheiten des Klimaschutzes 
zuständigen Ministeriums zu veröffentlichen.

(4) Die Klimaschutzstrategie soll alle fünf Jahre fortgeschrie-
ben werden. Die Absätze 1 bis 3 gelten entsprechend.

(5) Dabei sollen auch die angestrebten Minderungsziele für 
die einzelnen Sektoren nach Anlage 1 bezüglich ihrer Ziel-
erreichung in 2040 bewertet werden. Dies beinhaltet auch das 
Potenzial zur Bindung und Speicherung von Kohlenstoff im 
Sektor Landnutzung, Landnutzungsänderung und Forstwirt-
schaft. Die Ergebnisse sind bei der Fortschreibung der Klima-
schutzstrategie zu berücksichtigen.

(6) Das für die Angelegenheiten des Klimaschutzes zuständi-
ge Ministerium wird ermächtigt, im Einvernehmen mit den 
handlungsfeld-koordinierenden Ressorts und der Staatskanzlei 
durch Rechtsverordnung das Nähere zum Inhalt und zum Ver-
fahren der Fortschreibung der Klimaschutzstrategie zu treffen.

§ 8 
Klimaschutzmaßnahmenregister

(1) Klimaschutzmaßnahmen des Landes, die wesentlich der 
Erreichung der Ziele nach den §§ 3 und 4 sowie der Klima-
schutzstrategie nach § 7 dienen, werden in einem digitalen Be-
richtssystem geführt. Dabei sind die maßnahmenführenden 
Ressorts verpflichtet, jede dieser Maßnahmen einzutragen 
und zu beschreiben sowie jährlich deren Umsetzungsstand 
zu aktualisieren.

(2) Spätestens ein Jahr nach Inkrafttreten dieses Gesetzes wird 
ein Klimaschutzmaßnahmenregister veröffentlicht, das einen 
Auszug besonders wirksamer Klimaschutzmaßnahmen und 
deren Umsetzungsstand aus dem digitalen Berichtssystem 
darstellt. Das Klimaschutzmaßnahmenregister gliedert sich in 
sieben Sektoren nach § 3 Abs. 4 Satz 2 und einen sektorüber-
greifenden Bereich sowie in Handlungsfelder nach § 3 Abs. 4 
Satz 3 und 6. Es ist jährlich zu aktualisieren.

(3) Das für die Angelegenheiten des Klimaschutzes zuständi-
ge Ministerium wird ermächtigt, im Einvernehmen mit den 
handlungsfeld-koordinierenden Ressorts und der Staatskanzlei 
durch Rechtsverordnung das Nähere zu Einrichtung, Inhalt, 
Führung und Bereitstellung des Klimaschutzmaßnahmenregis-
ters zu regeln; darin sind insbesondere zu bestimmen: 
1.	 die Kriterien zur Bewertung der Wirksamkeit von Klima-

schutzmaßnahmen,
2.	 die Kriterien zur Bewertung der Aufnahme und Beendi-

gung von Klimaschutzmaßnahmen,
3.	 die Pflichtinhalte von Maßnahmenbeschreibung und Um-

setzungsstand im Klimaschutzmaßnahmenregister,
4.	 die weiteren veröffentlichungsfähigen Inhalte des Klima-

schutzmaßnahmenregisters,
5.	 die Anforderungen an die Aktualisierung von Pflichtin-

halten nach Nummer 3 und
6.	 das Verfahren der jährlichen Aktualisierung des Klima-

schutzmaßnahmenregisters.
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Teil 4 
Steuerung der Erreichung der Klimaschutzziele

§ 9  
Maßnahmensteuerung

(1) Die Umsetzung jeder Maßnahme des Klimaschutzmaß-
nahmenregisters nach § 8 Abs. 2 Satz 1 wird im Rahmen eines 
Regelprozesses validiert. Der Prozess beinhaltet dabei:
1.	 eine jährliche Bewertung des Umsetzungsstands der Kli-

maschutzmaßnahmen gemäß § 10 Abs. 1 Nr. 2 sowie
2.	 erforderlichenfalls ein Gutachten gemäß § 10 Abs. 1 Nr. 3. 

(2) Wird im Rahmen der Begutachtung und Bewertung festge-
stellt, dass einzelne Maßnahmen nach § 8 Abs. 2 Satz 1 nicht 
den geplanten Umsetzungsfortschritt und die erwarteten Er-
gebnisse erbringen, prüfen und initiieren die handlungsfeld-
koordinierenden Ressorts unter Berücksichtigung der Er-
gebnisse des Gutachtens die Nachsteuerung der betreffenden 
Maßnahmen. In Abstimmung mit den handlungsfeld-koor-
dinierenden Ressorts entwickeln die maßnahmenführenden 
Ressorts zukünftige Maßnahmen und optimieren oder de-
priorisieren bestehende Klimaschutzmaßnahmen.

(3) Die Landesregierung beschließt alle zwei Jahre auf Vor-
schlag des für die Angelegenheiten des Klimaschutzes zu-
ständigen Ministeriums den aktuellen Stand des Klimaschutz-
maßnahmenregisters. 

§ 10 
Informationen zum Umsetzungsstand  

der Klimaschutzziele und zur Treibhausgasbilanz 

(1) Zur Überprüfung der Erreichung der Ziele nach § 3 Abs. 1 
und 4 Satz 1 sowie für Überprüfungen und Steuerungen nach 
§ 9 werden, beginnend mit dem auf das Inkrafttreten dieses 
Gesetzes folgenden Kalenderjahr, nachstehende Informatio-
nen bereitgestellt:
1.	 jährliche Daten und Analysen zur Entwicklung der Treib-

hausgasemissionen in Rheinland-Pfalz insgesamt, sektoral 
sowie im Vergleich zur Treibhausgasemissionsentwick-
lung in der Bundesrepublik Deutschland,

2.	 eine jährliche Bewertung des für die Angelegenheiten des 
Klimaschutzes zuständigen Ministeriums zum allgemei-
nen Umsetzungsstand und zu wesentlichen Entwicklun-
gen der Klimaschutzmaßnahmen nach § 8 Abs. 2 Satz 1, 
einschließlich möglicher Empfehlungen zur Anpassung, 
Entwicklung und Beendigung von Klimaschutzmaßnah-
men, sowie 

3.	 ein nach Bedarf durch das für die Angelegenheiten des 
Klimaschutzes zuständige Ministerium im Einvernehmen 
mit den handlungsfeld-koordinierenden Ressorts und der 
Staatskanzlei ausgeschriebenes und durch das für die An-
gelegenheiten des Klimaschutzes zuständige Ministerium 
beauftragtes Gutachten zur Bewertung der Entwicklung 
der Rahmenbedingungen des Unions- und Bundesrechts 
sowie der Klimaschutzmaßnahmen nach § 8 Abs. 2 Satz 1 
in Bezug auf die Zielsetzung des Landes nach § 3 Abs. 1 
und 4 Satz 1 auf Grundlage der Informationen nach den 
Nummern 1 und 2. 

(2) Das für die Angelegenheiten des Klimaschutzes zuständige 
Ministerium unterrichtet die Landesregierung im Rahmen des 
§ 9 Abs. 3 alle zwei Jahre über die Ergebnisse nach Absatz 1 
und veröffentlicht diese anschließend auf seiner Internetseite.
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§ 11 
Überkompensationsverbot, Innovationsklausel,  

Nicht-Einklagbarkeit

(1) Zur Erreichung der rheinland-pfälzischen Klimaschutzzie-
le sind die rechtlichen Rahmenbedingungen auf Unions- und 
Bundesebene von maßgeblicher Relevanz und Wirkung. Soll-
ten auf nationaler Ebene gesetzliche Klimaschutzziele etab-
liert werden, die über die rheinland-pfälzischen Klimaschutz-
ziele nach § 3 Abs. 1 hinausgehen, wird die Landesregierung 
die notwendigen Schritte zur Anpassung der Zielwerte nach 
§ 3 Abs. 1 analog zu den prozentualen Minderungszielen des 
Bundes einleiten, da die rheinland-pfälzischen Treibhausgas-
minderungsziele nach § 3 Abs. 1 die des Bundes grundsätz-
lich nicht unterschreiten sollen. Sollten auf nationaler Ebene 
die bundesgesetzlichen Klimaschutzziele nachhaltig verfehlt 
oder gesetzliche Regelungen getroffen werden, die eine spä-
tere Treibhausgasneutralität vorschreiben, kann die Landes-
regierung die notwendigen Schritte zur Anpassung der Ziel-
werte nach § 3 Abs. 1 einleiten, um eine Überkompensation 
auf Landesebene zu vermeiden. Eine Anpassung der Zielwer-
te wird in einem Gutachten nach § 10 Abs. 1 Nr. 3 bewertet, 
erfordert eine Fortschreibung der Klimaschutzstrategie nach 
§ 7 und ist in dieser detailliert zu begründen. 

(2) Die Überschreitung eines Sektorziels nach § 3 Abs. 4 
Satz 1 kann durch die Unterschreitung der Klimaschutzziele 
in anderen Sektoren oder durch eine Speicherung in Senken, 
unter Beachtung von Bundesrecht, ausgeglichen werden. 

(3) Die Klimaschutzziele sollen unter Berücksichtigung der 
Innovationsfähigkeit, der Leistungsfähigkeit und der indus
triepolitischen Chancen der rheinland-pfälzischen Wirt-
schaft, der Wettbewerbsfähigkeit des Wirtschaftsstandorts 
Rheinland-Pfalz, der Versorgungssicherheit, der fiskalischen 
Rahmenbedingungen des Landes und der Sozialverträglich-
keit erreicht werden.

(4) Investitionen sind unabhängig von der Verfügbarkeit von 
erneuerbaren Energien möglich. 

(5) Um die wirtschaftliche Entwicklung landwirtschaftli-
cher Betriebe angemessen zu berücksichtigen, soll der Bau 
von Photovoltaik-Freiflächenanlagen nur auf vergleichbar 
ertragsschwächeren landwirtschaftlichen Flächen erfolgen. 
Landesweit ist die Nutzung von Flächen für den Bau von 
Photovoltaik - Freiflächenanlagen im Außenbereich auf 
Ackerflächen auf 2 v. H. zu begrenzen. Das Weitere wird 
im Landesentwicklungsprogramm als Rechtsverordnung der 
Landesregierung gemäß § 8 Abs. 1 Satz 7 des Landesplanungs-
gesetzes vom 10. April 2003 (GVBl. S. 41, BS 230-1) in der 
jeweils geltenden Fassung geregelt. 

(6) Subjektive Rechte und klagbare Rechtspositionen für oder 
gegen natürliche oder juristische Personen, Organisationen 
oder Institutionen auch der öffentlichen Hand werden durch 
oder aufgrund dieses Gesetzes nicht begründet, da auch zur 
Erreichung von Landeszielen die rechtlichen Rahmenbedin-
gungen sowie die Klimaschutzmaßnahmen auf Unions- und 
Bundesebene von maßgeblicher Relevanz und hauptsäch-
licher Wirksamkeit sind. Unionsrechtliche Anforderungen 
bleiben hiervon unberührt.
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Teil 5 
Beirat für Klimaschutz

§ 12 
Beirat für Klimaschutz

(1) Die oder der für die Angelegenheiten des Klimaschutzes 
zuständige Ministerin oder Minister (berufende Stelle) wählt 
aus dem Kreis des Absatzes 3 Satz 1 die Vereinigungen, Ver-
bände, Organisationen und Einrichtungen, die im Beirat für 
Klimaschutz vertreten sein sollen, (Beiratsparteien) aus. Die 
berufende Stelle beruft auf Vorschlag jeder Beiratspartei die 
Mitglieder und stellvertretenden Mitglieder des Beirats für 
Klimaschutz für die Dauer einer Wahlperiode des Landtags 
Rheinland-Pfalz. Der Beirat für Klimaschutz wird bei dem 
für die Angelegenheiten des Klimaschutzes zuständigen Mi-
nisterium eingerichtet. 

(2) Der Beirat für Klimaschutz berät bei der Umsetzung der 
Klimaschutzziele gemäß § 3 Abs. 1 sowie bei der Fortschrei-
bung der Klimaschutzstrategie gemäß § 7 Abs. 4.

(3) Der Beirat für Klimaschutz besteht aus Vertreterinnen und 
Vertretern der Fraktionen des Landtags, gesellschaftlicher Ver-
einigungen und Verbände, der Kammern, der kommunalen 
Spitzenverbände, der Selbstverwaltungskörperschaften der 
Wirtschaft und der Wissenschaft, der als Körperschaften des 
öffentlichen Rechts anerkannten Religionsgemeinschaften, 
der Jugend auf Landesebene sowie Wissenschaftlerinnen und 
Wissenschaftlern mit Expertise zu den Themen Klimaschutz, 
Klimawandel und Treibhausgasbilanzierung. Der Beirat für 
Klimaschutz ist zu gleichen Anteilen mit Frauen und Männern 
zu besetzen. Jede Beiratspartei gemäß Satz 1 schlägt für die 
Mitgliedschaft eine Frau und einen Mann vor. Die berufende 
Stelle wählt eine der beiden vorgeschlagenen Personen als Mit-
glied des Beirats für Klimaschutz nach einem objektiven, vorab 
festgelegten Verfahren aus. Die andere vorgeschlagene Person 
wird zur Stellvertretung dieses Mitglieds berufen. 

(4) Die berufende Stelle hat den Vorsitz im Beirat für Kli-
maschutz. Die Geschäftsführung des Beirats für Klimaschutz 
obliegt dem für die Angelegenheiten des Klimaschutzes zu-
ständigen Ministerium. 

Teil 6 
Pflichten der öffentlichen Hand, Zuständigkeiten

§ 13 
Vorbildfunktion der öffentlichen Hand

(1) Der öffentlichen Hand kommt in ihrem Organisations-
bereich im Hinblick auf die Verbesserung des Klimaschutzes 
unter Berücksichtigung der Klimaschutz-Rangfolge nach § 5 
eine allgemeine Vorbildfunktion zu. Die Vorbildfunktion be-
zieht sich insbesondere auf die Schonung natürlicher Ressour-
cen, die Nutzung und Bewirtschaftung von Liegenschaften 
des Landes, die Energieeinsparung, die Erhöhung der Ener-
gieeffizienz sowie Beschaffungen, sofern die Organisation der 
Aufgabenerledigung nicht abschließend durch Bundesrecht 
geregelt ist. Zudem soll die effiziente Nutzung erneuerbarer 
Energien, natürlicher Ressourcen und Ersetzung von nicht 
wiederverwendbaren Materialien zu einer Verringerung und 
Schließung von Energie- und Ressourcenkreisläufen führen.

(2) Die Gemeinden und Gemeindeverbände, die aufgrund 
eines Landesgesetzes eingerichteten kommunalen Körper-
schaften, Anstalten und Stiftungen des öffentlichen Rechts 
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sowie die kommunalen Körperschaften, Personenvereinigun-
gen und Stiftungen des Privatrechts im Sinne des § 2 Abs. 4 
Nr. 2 erfüllen die Vorbildfunktion nach Absatz 1 in eigener 
Verantwortung und nach eigenem Ermessen und stärken 
damit auch das Bewusstsein der Öffentlichkeit für ein dem 
Klimaschutz gerecht werdendes Handeln. Das Land wird sie 
hierbei unter anderem beratend durch die Energieagentur 
Rheinland-Pfalz GmbH unterstützen. Näheres soll in einer 
Vereinbarung zwischen Land und den kommunalen Spitzen-
verbänden beschlossen werden. Soweit von Absatz 1 sowie 
Satz 1 Energieversorgungsunternehmen erfasst sind, gelten 
hinsichtlich ihrer Vorbildfunktion die Regelungen des Ener-
giewirtschaftsgesetzes vom 7. Juli 2005 (BGBl. I S. 1970, 3621) 
in der jeweils geltenden Fassung abschließend.

§ 14 
CO2-Schattenpreis, Energieverbrauch

(1) Zur Optimierung von Investitionen im gesamten Le-
benszyklus ist im Rahmen der Bedarfsermittlung von Bau-
maßnahmen auf Liegenschaften des Landes betreffend aller 
baulichen Anlagen im Anwendungsbereich des § 1 der Lan-
desbauordnung Rheinland-Pfalz (LBauO), insbesondere Neu-
bau und Sanierung von baulichen Anlagen im Eigentum des 
Landes, für die Verursachung von Treibhausgasemissionen 
ein CO2-Schattenpreis zu berücksichtigen. Der Preis für jede 
Tonne Kohlenstoffdioxid-äquivalent beträgt vorbehaltlich ei-
ner abweichenden Festsetzung durch Rechtsverordnung nach 
Absatz 4 mindestens 237,00 EUR. 

(2) Der CO2-Schattenpreis ist erstmalig für Maßnahmen zu 
veranschlagen, mit deren Wirtschaftlichkeitsuntersuchung 
im Rahmen der Bedarfsermittlung ab dem 1. Juli 2026 begon-
nen wird. Die Bepreisung der Treibhausgasemissionen nach 
anderen Bestimmungen bleibt unberührt.

(3) Den Gemeinden und Gemeindeverbänden wird empfoh-
len, für die Planung von Hochbaumaßnahmen sowie die Be-
schaffung von Liefer- und Dienstleistungen in eigener Zustän-
digkeit einen CO2-Schattenpreis einzuführen.

(4) Das für die Angelegenheiten des Klimaschutzes zuständi-
ge Ministerium wird ermächtigt, im Einvernehmen mit dem 
für die Bauangelegenheiten zuständigen Ministerium durch 
Rechtsverordnung nähere Regelungen zu dem CO2-Schatten-
preis gemäß Absatz 1 zu treffen, insbesondere über
1.	 die Festlegung und Anpassung der Höhe des CO2-Schat-

tenpreises,
2.	 die Art und Weise der Ermittlung der Treibhausgas-

emissionen,
3.	 Konkretisierungen der einzelnen Anwendungsbereiche 

des CO2-Schattenpreises und sachlich begründete Ausnah-
men von dessen Anwendung,

4.	 Bagatellgrenzen, bei denen der CO2-Schattenpreis nicht 
angewendet werden muss, sowie

5.	 Ersatzregelungen für die von der Bagatellgrenze nach 
Nummer 4 betroffenen Maßnahmen.

(5) Der CO2-Schattenpreis wird zusätzlich für die laufenden 
direkten und indirekten Emissionen des Energieverbrauchs 
der Landesverwaltung angewendet.  
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§ 15 
Förderung der Akzeptanz der Öffentlichkeit

Das allgemeine Verständnis der Öffentlichkeit für die Zie-
le des Klimaschutzes soll mit geeigneten Mitteln gefördert 
werden. Die staatlichen sowie staatlich anerkannten Erzie-
hungs- und Bildungsträger sowie Stellen zur Informations-
vermittlung sollen im Rahmen ihrer Möglichkeiten über 
Ursachen und Bedeutung des Klimawandels sowie über die 
Aufgaben des Klimaschutzes aufklären und das Bewusstsein 
der Öffentlichkeit für ein dem Klimaschutz gerecht werden-
des Handeln stärken.

§ 16 
Zuständigkeiten

(1) Das für die Angelegenheiten des Klimaschutzes zuständige 
Ministerium ist zuständig für 
1.	 die Erarbeitung und Fortschreibung der Klimaschutzstra-

tegie gemäß § 7 Abs. 1 und 4,
2.	 die Einrichtung und Führung des digitalen Berichtssys-

tems sowie die Einrichtung, Führung und Bereitstellung 
des Klimaschutzmaßnahmenregisters nach § 8, einschließ-
lich der Entscheidungen zum Klimaschutzmaßnahmen-
register über die Aufnahme oder die Herausnahme von 
Klimaschutzmaßnahmen, und

3.	 die Durchführung des Regelprozesses nach § 9 Abs. 1 
Satz 1 unter Beteiligung der handlungsfeld-koordinieren-
den und maßnahmenführenden Ressorts.

(2) Das Statistische Landesamt ist zuständig für die Erstellung 
der Daten und Analysen nach § 10 Abs. 1 Nr. 1 unter Aufbe-
reitung der ermittelten Daten nach den Methodenstandards 
der amtlichen Statistik.

Teil 7  
Übergangs- und Schlussbestimmungen

§ 17 
Übergangsbestimmungen

(1) Bis zum Vorliegen der Klimaschutzstrategie nach § 7 
Abs. 1 bis 3 und des Klimaschutzmaßnahmenregisters nach 
§ 8 Abs. 2 gilt das fortgeschriebene Klimaschutzkonzept ge-
mäß § 6 des Landesklimaschutzgesetzes vom 19. August 2014 
(GVBl. S. 188), geändert durch § 48 des Gesetzes vom 6. Ok-
tober 2015 (GVBl. S. 283), BS 2129-3, fort.

(2) Grundlage der Klimaschutzstrategie nach § 7 Abs. 1 bis 3 
und des Klimaschutzmaßnahmenregisters nach § 8 Abs. 2 ist 
das fortgeschriebene Klimaschutzkonzept gemäß § 6 des Lan-
desklimaschutzgesetzes vom 19. August 2014 (GVBl. S. 188), 
geändert durch § 48 des Gesetzes vom 6. Oktober  2015 
(GVBl. S. 283), BS 2129-3, mit den dort beschriebenen Strate-
gien und Maßnahmen.

(3) Der bei Inkrafttreten dieses Gesetzes nach § 8 des Landes-
klimaschutzgesetzes vom 19. August 2014 (GVBl. S. 188), ge-
ändert durch § 48 des Gesetzes vom 6. Oktober 2015 (GVBl. 
S. 283), BS 2129-3, gebildete Beirat für Klimaschutz bleibt bis 
zum Ablauf der für ihn geltenden Berufungsperiode im Amt 
und übernimmt bis dahin die Aufgaben des nach § 12 zu be-
rufenden Beirats für Klimaschutz nach diesem Gesetz. 
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§ 18 
Inkrafttreten, Außerkrafttreten

(1) Dieses Gesetz tritt am Tage nach der Verkündung in Kraft.

(2) Gleichzeitig tritt das Landesklimaschutzgesetz vom 19. Au-
gust 2014 (GVBl. S. 188), geändert durch § 48 des Gesetzes vom 
6. Oktober 2015 (GVBl. S. 283), BS 2129-3, außer Kraft. 
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Anlage 1  
(zu § 3 Abs. 4 Satz 1) 

Verteilung der angestrebten Minderungsziele im Jahr 2040 auf die Sektoren 

Um das Ziel der Treibhausneutralität bis 2040 zu erreichen, müssen Emissionen in 

allen Sektoren sinken, wobei sich die Minderungswirkung im Jahr 2040 wie folgt auf 

die Sektoren verteilt: 

Sektor  20401 

Energiewirtschaft 
 

- 84 v. H. 

Industrie 
 

- 96 v. H. 

Verkehr 
 

- 92 v. H. 

Gebäude 
 

- 85 v. H. 

Landwirtschaft 
 

- 66 v. H. 

Abfall und Sonstiges 
 

- 92 v. H. 

 

                                            
1 Die aufgeführten Minderungsziele stellen die prozentuale Minderung im Vergleich zu den Treibhausgasemissionen des Jahres 
1990 dar. Im Jahr 2021 betrug die Minderungsrate knapp 38 v. H.  (Anhang zum 15. Energiebericht Rheinland-Pfalz, S. 159). 
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Anlage 2 

(zu § 3 Abs. 4 Satz 6) 

Handlungsfelder 

Sektor 

Handlungsfeld Handlungs-
feld-koordi-
nierendes 
Ressort 

Maßnahmenbereich CRF2-
Be-

reich 
CRF-Bezeich-

nung Nr. Bezeichnung Nr. Bezeichnung 

Energiewirt-
schaft 1 

Energiewende 
und Energie-
wirtschaft 

das für die An-
gelegenheiten 
der Energie  
zuständige Mi-
nisterium 

1.1 

Erneuerbare Ener-
gien, einschließlich 
Wasserstoff-Erzeu-
gung 

1.A.1 Verbrennung von 
Brennstoffen in 
der EW 

        1.2 Konventionelle 
Energieerzeugung 

1.A.3.
e 

Pipelinetransport 
(übriger Trans-
port) 

            
1.B Flüchtige Emissi-

onen aus Brenn-
stoffen 

    1.3 Berufliche Aus- und 
Weiterbildung 

  

    1.4 Aus- und Fortbil-
dung, Fachkräfte 

  

  2 Energie-infra-
struktur 

das für die An-
gelegenheiten 
der Energie  
zuständige Mi-
nisterium 

2.1 

Trassen und Netze, 
einschließlich Was-
serstoff-Infrastruk-
tur 

  

Emissionen für 
Transport und 
Herstellung von 
Personen/Mate-
rial in Sektoren 
Verkehr/Industrie 

Industrie 3 

Prozesse in 
der gewerbli-
chen Wirt-
schaft 

das für die An-
gelegenheiten 
der Wirtschaft 
zuständige Mi-
nisterium 

3.1 Prozesse in Indust-
rie 2.A-G 

Industriepro-
zesse und Pro-
duktverwendung 

       3.2 Prozesse in Ge-
werbe 1.A.2 

Verbrennung von 
Brennstoffen im 
Verarbeitenden 
Gewerbe und in 
der Bauwirt-
schaft 

  4 
Standort für in-
novative Un-
ternehmen 

das für die An-
gelegenheiten 
der Wirtschaft 
zuständige Mi-
nisterium 

4.1 Wasserstoffantriebe 
für Nutzfahrzeuge     

        4.2 

Kohlendioxi-
dabscheidung/-
speicherung/-nut-
zung (CCS/CCSU) 

1.C CO2-Lagerung 
und Transport 

        4.3 Technologietrans-
fer/ Innovation     

Verkehr 5 
Verkehr und 
Verkehrsinfra-
struktur 

das für die An-
gelegenheiten 
des Verkehrs 
zuständige Mi-
nisterium 

5.1 Motorisierter Indivi-
dualverkehr (MIV) 

1.A.3.
b 

Straßenverkehr 
(PKW) 

                                            
2 Das Common Reporting Format (CRF) beschreibt Kategorien zur Berichterstattung von Treibhaus-
gasemissionen gemäß dem Rahmenübereinkommen der Vereinten Nationen über Klimaänderungen 
(UNFCCC). 
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Sektor 

Handlungsfeld Handlungs-
feld-koordi-
nierendes 
Ressort 

Maßnahmenbereich CRF2-
Be-

reich 
CRF-Bezeich-

nung Nr. Bezeichnung Nr. Bezeichnung 

        5.2 Güterverkehr 
Straße   Straßenverkehr 

(Güter) 

        5.3 Güterverkehr 
Schiene 

1.A.3.
c 

Schienenverkehr 
(Güter) 

        5.4 Rad- und Fußver-
kehr     

        5.5 Güterverkehr Schiff 1.A.3.
d 

inländischer 
Schiffsverkehr 

        5.6 Personenverkehr 
Schiff 

1.A.3.
d 

inländischer 
Schiffsverkehr 

        5.7 Ziviler inländischer 
Luftverkehr 

1.A.3.
a 

Ziviler inländi-
scher Luftver-
kehr 

        5.8 Güterverkehr Luft 1.A.3.
a   

        5.9 

Digitalisierung in 
der Verkehrsorgani-
sation und -vermei-
dung 

    

  6 
ÖPNV / SPNV 
& Multimodale 
Mobilität 

das für die An-
gelegenheiten 
der Mobilität 
zuständige Mi-
nisterium 

6.1 Öffentlicher Verkehr 
(ohne Taxi) 

1.A.3.
b 

Straßenverkehr 
(ÖPNV, Fern) 

            1.A.3.
c 

Schienenverkehr 
(Personen) 

        6.2 Multi- /Intermodali-
tät     

Gebäude 7 
Wohnen und 
Bauen (Wohn-
gebäude) 

das für die 
Bauangelegen-
heiten zustän-
dige Ministe-
rium 

7.1 Bauen Wohnge-
bäude     

  8 

Bewirtschaften 
und Bauen 
(Nichtwohn-
gebäude) 

das für die 
Bauangelegen-
heiten zustän-
dige Ministe-
rium 

8.1 Bauen sonstige Ge-
bäude 

  

        8.2 Bauen gewerbliche  
Gebäude 

  

 9 
Energiever-
brauch in Ge-
bäuden 

das für die An-
gelegenheiten 
der Energie  
zuständige Mi-
nisterium 

9.1 Energieverbrauch 
Wohngebäude 

1.A.4.
b 

Verbrennung von 
Brennstoffen in 
Haushalten 

    9.2 Energieverbrauch 
sonstige Gebäude 

1.A.4.
a; 
1.A.5 

Verbrennung von 
Brennstoffen in 
Handel und Be-
hörden (Stan-
dard); Militär 

    9.3 
Energieverbrauch  
gewerbliche Ge-
bäude 

1.A.4.
a 

Verbrennung von 
Brennstoffen in 
Handel und Be-
hörden (Stan-
dard) 

  10 Staatsbau 

das für den 
staatlichen 
Hochbau zu-
ständige Minis-
terium  

10.1 Bauen öffentliche  
Gebäude    
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Sektor 

Handlungsfeld Handlungs-
feld-koordi-
nierendes 
Ressort 

Maßnahmenbereich CRF2-
Be-

reich 
CRF-Bezeich-

nung Nr. Bezeichnung Nr. Bezeichnung 

        10.2 
Energieverbrauch  
öffentliche Ge-
bäude 

1.A.4.
a 

Verbrennung von 
Brennstoffen in 
Handel und Be-
hörden (Stan-
dard) 

Landwirtschaft 11 Landwirtschaft 
und Weinbau 

das für die An-
gelegenheiten 
der Landwirt-
schaft und des 
Weinbaus zu-
ständige Minis-
terium 

11.1 Prozesse in der  
Landwirtschaft 

1.A.4.
c I; 3 

Verbrennung von 
Brennstoffen in 
Landwirtschaft; 
Landwirtschaft 

        11.2 Digitalisierung in 
der Landwirtschaft     

  12 Fischerei und 
Forsten 

das für das Fi-
scherei- und 
das Forstwe-
sen zuständige 
Ministerium 

12.1 Forstwirtschaft 1.A.4.
c II 

Verbrennung von 
Brennstoffen in 
Forstwirtschaft 

        12.2 Fischerei 1.A.4.
c III 

Verbrennung von 
Brennstoffen in 
der Fischerei 

Abfall und 
Sonstiges 13 Kreislaufwirt-

schaft 

das für die An-
gelegenheiten 
der Abfall- und 
Kreislaufwirt-
schaft und die 
Abwasserbe-
seitigung zu-
ständige Minis-
terium 

13.1 Abfallsammlung- 
und -verwertung 

5.A/B/
E.1 

Abfalldeponie-
rung; biologische 
Abfallbehand-
lung; mecha-
nisch-biologische 
Abfallbehand-
lung 

        13.2 
Nachwachsende 
Rohstoffe, Kreis-
laufwirtschaft 

    

        13.3 
Wasseraufberei-
tung und Abwas-
sernutzung 

5.D 
Abwasserbe-
handlung kom-
munal/Industriell 

Landnutzung, 
Landnutzungs-
änderung und 
Forstwirtschaft  

14 Natürlicher Kli-
maschutz 

das für die 
Umwelt und 
die Angelegen-
heiten des Na-
turschutzes zu-
ständige Minis-
terium 

14.1 Wald 4.A Wald 

        14.2 Ausbau natürlicher  
Senken 4.B 

Acker (weitere 
mit der LW in 
Verbindung ste-
hende Emis., 
z.B. trocken ge-
legte Moore)  

        14.3 Ausbau natürlicher  
Senken 4.C 

Grünland (wei-
tere mit der LW 
in Verbindung 
stehende Emis., 
z.B. Grün-
landumbruch or-
gan. Böden) 

        14.4 Ausbau natürlicher  
Senken 4.D Feuchtgebiete 

            4.G Holzprodukte 
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Sektor 

Handlungsfeld Handlungs-
feld-koordi-
nierendes 
Ressort 

Maßnahmenbereich CRF2-
Be-

reich 
CRF-Bezeich-

nung Nr. Bezeichnung Nr. Bezeichnung 

  15 Landespla-
nung 

das für die 
Raumordnung 
und die Lan-
desplanung 
zuständige Mi-
nisterium 

15.1 
Flächenplanung- 
und Flächenneuin-
anspruchnahme 

4 VII 
Änderungen zwi-
schen Landnut-
zungskategorien 

        15.2 Siedlungsentwick-
lung 4.E Siedlungen 

Sektorübergrei-
fend 16 Ernährung 

das für die Er-
nährungsbera-
tung sowie die 
Ernährungsbil-
dung zustän-
dige Ministe-
rium 

16.1 Ernährung     

  17 Hochschulen 

das für die 
Angelegenhei-
ten der Hoch-
schulen und 
der Förderung 
der Wissen-
schaft zustän-
dige Ministe-
rium 

17.1 

Bewusstsein und 
Aufmerksamkeit für 
den Klimawandel 
schaffen an Hoch-
schulen 

    

  18 Bildung und 
Schulen 

das für die An-
gelegenheiten 
der 
frühkindlichen 
Bildung und 
des Schulwe-
sens zustän-
dige Ministe-
rium 

18.1 

Bewusstsein und 
Aufmerksamkeit für 
den Klimawandel 
schaffen in der früh-
kindlichen Bildung 
und im Schulwesen 

    

  19 Gesundheit 

das für die ge-
sundheitspoliti-
schen Angele-
genheiten zu-
ständige Minis-
terium 

19.1 Gesundheitswesen     

 20 Kultur 

das für kultu-
relle Angele-
genheiten zu-
ständige Minis-
terium 

20.1 

Bewusstsein und 
Aufmerksamkeit für 
den Klimawandel 
schaffen in Kultur-
einrichtungen 
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Begründung 

 

A. Allgemeines 

Inhalt des Gesetzesentwurfs 

Mit der vorgesehenen Novellierung des Landesklimaschutzgesetzes (LKSG) vom 19. 

August 2014 (GVBl. S. 188), geändert durch § 48 des Gesetzes vom 6. Oktober 2015 

(GVBl. S. 283), BS 2129-3, wird der Klimaschutz in Rheinland-Pfalz fortentwickelt. 

Ziel ist, bis spätestens zum Jahr 2040 eine vollständige bilanzielle Treibhausgasneut-

ralität zu erreichen. Zudem werden im Rahmen des Klimaschutzgesetzes Sektorziele 

für das Jahr 2040 festgelegt. 

Zu dem Zweck der Treibhausgasreduzierung und zur Erreichung der Treibhausgas-

neutralität bis spätestens zum Jahr 2040 wurden im Jahr 2022 unabhängige Studien 

zur Treibhausgasentwicklung in Rheinland-Pfalz - auch mit Blick auf die Entwicklung 

im Energiebereich - in Auftrag gegeben.  

Rheinland-Pfalz war bereits in der Vergangenheit von den Folgen des Klimawandels 

unmittelbar betroffen. Insbesondere im Jahr 2021 hat die Hochwasserkatastrophe im 

Ahrtal massives menschliches Leid und massive Zerstörungen in Rheinland-Pfalz und 

Nordrhein-Westfalen ausgelöst.  

Diese Lage erfordert daher gerade auf Länderebene engagierte Klimaschutzmaßnah-

men. Rheinland-Pfalz trägt im Rahmen seiner Möglichkeiten dazu bei, die auf nationa-

ler und internationaler Ebene formulierten Ziele zu erfüllen. Die diesbezüglichen Ziel-

setzungen und Umsetzungsinstrumente sollen mit dem vorliegenden Gesetz imple-

mentiert werden.  

Inhaltlich werden folgende Neuerungen oder Erweiterungen vorgesehen: 

 Treibhausgasneutralität bis spätestens zum Jahr 2040 

Rheinland-Pfalz strebt bis spätestens zum Jahr 2040 Treibhausgasneutralität 

an und steckt sich somit ehrgeizigere Ziele als der Bund im Rahmen des Bun-

des-Klimaschutzgesetzes.  
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Zur Erreichung der Klimaschutzziele soll der Anteil des aus erneuerbaren Ener-

gien möglichst in Rheinland-Pfalz erzeugten Stroms am Bruttostromverbrauch 

bilanziell bis zum Jahr 2030 auf 100 v. H. gesteigert werden.  

 Sektoren und Sektorziele 

Es werden sieben Sektoren benannt und Sektorziele für das Jahr 2040 festge-

legt.  

 Neue Umsetzungsmaßnahmen 

Ausgewählte besonders wirksame Klimaschutzmaßnahmen aus dem bisheri-

gen Klimaschutzkonzept werden in ein Klimaschutzmaßnahmenregister über-

führt, das öffentlich einsehbar ist. Dieses ist durch eine zweijährliche Beschluss-

fassung durch die Landesregierung flexibler als das Klimaschutzkonzept des 

bisherigen Landesklimaschutzgesetzes und bietet somit die Möglichkeit einer 

agileren Reaktion. Es wird flankiert von einem innovativen Steuerungsprozess 

und einer langfristigen Klimaschutzstrategie.  

 CO2-Schattenpreis 

Es wird ein fiktiv einzupreisender CO2-Schattenpreis für Hochbau- und Sanie-

rungsmaßnahmen betreffend Landesliegenschaften eingeführt. Damit sollen 

eine Lenkungsfunktion für die öffentliche Hand eingesetzt und die Kosten für 

klimaschädliche Bau- und Sanierungsmaßnahmen fiktiv dargestellt werden. 

Letztlich steht dahinter das Ziel, dass der klimaschädliche Einsatz von Mitteln 

verringert oder gar verhindert wird. Die Einführung eines CO2-Schattenpreises 

für Hochbau- und Sanierungsmaßnahmen wird zudem den kommunalen Ge-

bietskörperschaften empfohlen. 

 Gutachten zur Klimamaßnahmensteuerung 

Das für die Angelegenheiten des Klimaschutzes zuständige Ministerium wird 

bei Bedarf ein Gutachten beauftragen, in dem die Entwicklungsfortschritte der 

Klimaschutzmaßnahmen sowie die Entwicklung der Treibhausgasemissionen 
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im Land begutachtet werden und somit die rheinland-pfälzische Klimapolitik wis-

senschaftlich beraten und unterstützt wird. Es wird davon ausgegangen, dass 

etwa alle zwei Jahre ein Gutachten notwendig sein wird. 

 Klimaschutzstrategie 

Die Landesregierung beschließt eine Klimaschutzstrategie, die alle fünf Jahre 

fortgeschrieben werden soll.  

 Klimaschutzmaßnahmenregister 

Neben den Emissionsminderungszielen wird ein Klimaschutzmaßnahmenregis-

ter eingeführt, das flexibel handhabbar ist. Das Klimaschutzmaßnahmenregister 

ist ein Auszug aus dem digitalen Berichtssystem der Landesregierung. Es ent-

hält die Klimaschutzmaßnahmen des Landes, die wesentlich der Erreichung der 

Klimaschutzziele sowie der Umsetzung der Klimaschutzstrategie dienen. Die im 

Klimaschutzmaßnahmenregister eingepflegten Maßnahmen sollen einem Steu-

erungsprozess unterliegen, der jeweils überprüft, ob die Maßnahme dem zuvor 

festgelegten Zeitplan entspricht und den gewünschten Effekt zeigt.  

 Klimaschutzrangfolge 

Eine Klimaschutzrangfolge wird eingeführt. Diese legt fest, dass dem Abbau 

von nicht zu vermeidenden Emissionen durch Senken die Vermeidung und die 

Verringerung von Treibhausgasemissionen vorgehen. 

 Natürlicher Klimaschutz und Ausbau der natürlichen Kohlenstoffsenken 

Das Klimaschutzgesetz hebt die wichtige Bedeutung des natürlichen Klima-

schutzes und den Schutz sowie Ausbau der natürlichen Kohlenstoffsenken in 

Rheinland-Pfalz hervor. Denn die natürlichen Kohlenstoffsenken wie Wälder 

und die damit verbundenen Holzprodukte, Grünland und Moore tragen ent-

scheidend zur Erreichung der Treibhausgasneutralität bei. Natürlichem Klima-

schutz kommt aber eine weitere wichtige Bedeutung zu: Die Biodiversität unse-

rer Ökosysteme wird durch die Maßnahmen gestärkt und somit deren Resilienz 

gesteigert.  
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Gesetzgebungskompetenz 

Die Gesetzgebungskompetenz für die Regelungen dieses Gesetzes liegt beim Land. 

Grundsätzlich liegt die Gesetzgebungskompetenz für die Regelung zur Emission von 

Treibhausgasen nach Artikel 74 Abs. 1 Nr. 24 des Grundgesetzes (Luftreinhaltung) als 

Teil der konkurrierenden Gesetzgebung bei den Ländern, Artikel 72 Abs. 1 des Grund-

gesetzes, solange und soweit der Bund von seiner Gesetzgebungszuständigkeit nicht 

durch ein Gesetz Gebrauch gemacht hat.  

Der Kompetenztitel hat zum Gegenstand den Schutz von Mensch und Umwelt vor Ver-

unreinigungen der Luft, also Veränderungen in der natürlichen Zusammensetzung der 

Luft durch Rauch, Ruß, Staub, Gase, Aerosole, Dämpfe oder Geruchsstoffe. Haupt-

zweck des Gesetzes ist es, den Ausstoß von Treibhausgasen zu verringern und mit 

geeigneten Instrumenten den Pfad zum Ziel der Treibhausgasneutralität vorzuzeich-

nen.  

Der Bundesgesetzgeber hat auf Bundesebene das Bundes-Klimaschutzgesetz (KSG) 

vom 12. Dezember 2019 (BGBl. I S. 2513), zuletzt geändert durch Artikel 1 des Ge-

setzes vom 15. Juli 2024 (BGBl. 2024 I Nr. 235), erlassen und dort verbindliche Treib-

hausgasemissionszielwerte festgelegt. In § 14 Abs. 1 KSG wird den Ländern die Mög-

lichkeit eingeräumt, eigene Klimaschutzgesetze zu erlassen und die Fortgeltung be-

reits bestehender Landesklimaschutzgesetze anerkannt. Der Bundesgesetzgeber 

bringt damit zum Ausdruck, dass er von seiner Gesetzgebungskompetenz nicht um-

fassend Gebrauch gemacht hat. Die Länder dürfen somit Gesetze zur Regelung der 

Treibhausgasemissionen erlassen, soweit diese dem Bundes-Klimaschutzgesetz nicht 

widersprechen und der Bundesgesetzgeber keine abschließende Regelung trifft. 

Der Auftrag an die Bildungsträger in § 15 stützt sich auf die Gesetzgebungskompetenz 

der Länder im Bildungsbereich (Artikel 70 Abs. 1 des Grundgesetzes). 

Finanzielle Auswirkungen 

Das Gesetz hat finanzielle Auswirkungen. Wie bereits im Vorblatt ausgeführt, verur-

sacht das Gesetz keine unmittelbaren Kosten für Private oder die Wirtschaft. Kosten 

entstehen jedoch für die Verwaltung. 
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Erfüllungsaufwand für Bürgerinnen und Bürger 

Für Bürgerinnen und Bürger entsteht kein unmittelbarer Erfüllungsaufwand. 

Erfüllungsaufwand für die Wirtschaft 

Durch das vorliegende Gesetz werden der Wirtschaft keine unmittelbaren Pflichten 

auferlegt. Die Anwendung bundesrechtlicher Regelungen unter anderem im Genehmi-

gungsbereich wird durch das vorliegende Gesetz nicht tangiert. Grundsätzlich entste-

hen durch die Transformation der Wirtschaft auf klimaneutrale Prozesse Kosten und 

langfristig potenzieller Nutzen in nicht bezifferbarer Höhe. Diese wurzeln jedoch nicht 

in dem vorliegenden Entwurf. 

Erfüllungsaufwand für die Verwaltung 

Die Transformation der Landesverwaltung hin zur Treibhausgasneutralität wird Kosten 

in nicht bezifferbarer Höhe verursachen. Es ist jedoch davon auszugehen, dass diesen 

Kosten auch massive Einsparungen gegenüberstehen, beispielsweise durch Suffizi-

enz, Dekarbonisierung der Wärmeerzeugung und Stromversorgung sowie Sanierung 

und Modernisierung.  

Die Ermittlung sowie Analyse und Kommentierung der Daten über die jährlichen ener-

gie- und prozessbedingten Treibhausgasemissionen durch das Statistische Landes-

amt verursacht jährliche Kosten in Höhe von insgesamt ca. 185 000 EUR. Der Betrag 

setzt sich zusammen aus zwei vollzeitäquivalenten Personalstellen:  

Eine Stelle im vierten Einstiegsamt (ca. 100 000 EUR) sowie eine Stelle im dritten 

Einstiegsamt (ca. 85 000 EUR).  

Hinzu kommen gegebenenfalls Sachkosten für die Beschaffung von Daten aus exter-

nen Quellen. 

Die Einrichtung des Klimaschutzmaßnahmenregisters wird voraussichtlich einmalig 

Kosten in Höhe von ca. 25 000 EUR verursachen. Zusätzlich werden jährliche Kosten 

in Höhe von ca. 6 000 EUR zur Bereitstellung der notwendigen Serverleistung zum 

Betrieb des Klimaschutzmaßnahmenregisters veranschlagt. 
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Der Aufwand für die Pflege des Klimaschutzmaßnahmenregisters sowie der zusätzli-

che Aufwand für die Erstellung der Information zum Umsetzungsstand der Maßnah-

men durch das für die Angelegenheiten des Klimaschutzes zuständige Ressort wird 

insgesamt auf eine vollzeitäquivalente Sachbearbeitungsstelle in der Entgeltgruppe E 

11 TV-L geschätzt. Darin enthalten ist die Entgegennahme neuer Maßnahmenvor-

schläge, und die Sicherstellung, dass sämtliche Maßnahmen jährlich aktualisiert wer-

den. Außerdem ist darin enthalten, dass die Daten und Informationen für die Bereit-

stellung vorbereitet und erstellt werden sowie die Einschätzung, ob die Kriterien für 

eine Aufnahme erfüllt sind. Die jährlichen Kosten dieser Stelle belaufen sich auf ca. 

100 000 EUR. 

Allen Ressorts entstehen zudem Kosten für die Entwicklung und Implementierung von 

Klimaschutzmaßnahmen, für die eigenverantwortliche Pflege des digitalen Berichts-

systems und die jährliche Aktualisierung desselben sowie zusätzlicher Personalauf-

wand für die Berichts- und Monitoringpflichten. Dieser Aufwand ist stark abhängig von 

der jeweiligen Maßnahme und kann derzeit nicht genau beziffert werden. Perspekti-

visch kann das digitale Berichtswesen den zusätzlichen Aufwand ggf. reduzieren, da 

es als aktuelle Datenbank fungiert.  

Die Erarbeitung einer Klimaschutzstrategie nach § 7 wird Kosten in Höhe von ca. 

500 000 EUR verursachen. In etwa der gleiche Betrag wird für jede Fortschreibung der 

Klimaschutzstrategie nach § 7 alle fünf Jahre anfallen.  

Die Kosten für die Maßnahmensteuerung nach § 9 werden auf jährlich ca. 10 000 EUR 

geschätzt. 

Die Vergabe zur Erstellung eines bei Bedarf erforderlichen Gutachtens zur wissen-

schaftlichen Unterstützung der Klimaschutzmaßnahmensteuerung kostet pro Beauf-

tragung jährlich ca. 350 000 EUR. 

Die Vorbildwirkung der öffentlichen Hand, unter anderem die Einführung des CO2-

Schattenpreises, verursacht ebenfalls Kosten. Diese können derzeit nicht beziffert 

werden.  
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Kosten in aktuell nicht bezifferbarer Höhe fallen auch bei den kommunalen Gebiets-

körperschaften durch die Zuschreibung der Vorbildfunktion im Hinblick auf die Verbes-

serung des Klimaschutzes an. Diesen Ausgaben stehen allerdings zukünftige Einspa-

rungen bei den Kosten des laufenden Betriebes sowie für die Anpassung an die Kli-

mawandelfolgen in den kommunalen Gebietskörperschaften gegenüber. Insgesamt 

werden diese Kosten daher die Schwelle der Wesentlichkeit gemäß § 1 Abs. 1 Satz 4 

des Konnexitätsausführungsgesetzes nicht überschreiten. 

  

Sonstige Auswirkungen 

Das Prinzip des Gender-Mainstreaming ist bei Entwurf des Gesetzes geprüft worden. 

Die Gleichstellung von Frau und Mann ist durch das Gesetz nicht berührt. Das Gesetz 

berücksichtigt Bevölkerungs- und Altersentwicklungen angemessen. Insbesondere ist 

zu berücksichtigen, dass die negativen Auswirkungen des Klimawandels nachfol-

gende Generationen besonders beeinträchtigen.  

Der Gesetzesentwurf ist darüber hinaus ohne erkennbare Bedeutung für den Mittel-

stand. Unmittelbare Pflichten, die kleine und mittlere Unternehmen im Besonderen be-

lasten könnten, sieht das Gesetz nicht vor.  

Verbändeanhörung 

Zur Durchführung des Anhörungsverfahrens zwischen dem 26. November 2024 und 

dem 21. Januar 2025 sind rund 150 Verbände und sonstige Stellen beteiligt worden. 

Es sind 49 Stellungnahmen eingegangen. Insgesamt zeigen diese, dass von einem 

ausgewogenen Gesetzentwurf auszugehen ist. 

Einzelne Stimmen forderten einen Verzicht auf das Landesklimaschutzgesetz als sol-

ches (Verband Papierindustrie Rheinland-Pfalz e.V. (Papierzentrum)). Auch wurde kri-

tisiert, dass Rheinland-Pfalz das bundesweit schärfste Klimaschutzgesetz in Deutsch-

land schaffe (Verband der Chemischen Industrie e.V. (VCI)). Dies ist nicht der Fall; 

beispielhaft seien die Landesklimaschutzgesetze der Länder Niedersachsen und Ba-

den-Württemberg genannt. Diese haben ebenfalls das Ziel der Netto-Treibhausgas-

neutralität bis 2040, gehen aber in der praktischen Wirkung noch deutlich über diesen 

Gesetzentwurf hinaus (so sind dort beispielsweise Klimaschutzziele für Unternehmen 
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(§ 13 KlimaG BW) und verpflichtende Maßnahmen im Verkehrssektor (§ 12 NKlimaG) 

enthalten). 

Mehrfach wurde zudem darauf hingewiesen, dass das Land nicht über die erforderli-

chen Gesetzgebungskompetenzen oder Handlungsmöglichkeiten verfüge, um die 

Ziele umzusetzen, oder dass auf Unions- und Bundesebene der Bedarf an Regulie-

rung gedeckt werde (u. a. von der Bauwirtschaft Rheinland-Pfalz, Verband für Wirt-

schaft und Umwelt e.V. (VWU), Initiative Südpfalz-Energie e.V. (ISE), Landesverband 

Solarenergie Rheinland-Pfalz e.V. (LSE), VCI). Das Landesklimaschutzgesetz nutzt – 

wie ein Großteil der Bundesländer - die in § 14 Abs. 1 des Klimaschutzgesetzes des 

Bundes eingeräumte Option der Einführung eines diesbezüglichen Landesgesetzes 

und setzt den Rahmen für den rheinland-pfälzischen Klimaschutz, indem es überge-

ordnete Zielsetzungen festlegt und entsprechende Monitoring- und Steuerungsinstru-

mente implementiert. Rheinland-Pfalz leistet damit seinen Beitrag zur Emissionsmin-

derung im Rahmen seiner Zuständigkeiten. Es wurden ebenfalls befürchtete Folge-

kosten für Private (insbesondere Investitionen von Unternehmen) angesprochen, die 

durch die Novelle ausgelöst werden könnten (Landwirtschaftskammer, Bauern- und 

Winzerverband Rheinland-Nassau und Rheinland-Pfalz Süd e.V. (BWV), Landesver-

einigung Unternehmerverbände Rheinland-Pfalz e.V. (LVU), Industrie- und Handels-

kammer Arbeitsgemeinschaft Rheinland-Pfalz (IHK)). Kosten für Private entstehen 

durch den Gesetzentwurf jedoch nicht. Durch den vorliegenden Gesetzentwurf werden 

der Wirtschaft keine Pflichten auferlegt. 

Seitens verschiedener Verbände (Industrieverband Steine und Erden, IHK, Landwirt-

schaftskammer, BWV, Unternehmerverband Handwerk Rheinland-Pfalz e.V. (UVH), 

LVU, Waldbesitzerverband) wird zudem vorgetragen, dass das Gesetz bürokratischen 

Aufwand verursache. Dies gilt jedoch ausschließlich für das Land selbst. Gleichzeitig 

soll mit dem vorliegenden Gesetz eine Bündelung und Digitalisierung der erforderli-

chen Informationen umgesetzt werden, die gerade die interministeriellen Prozesse ver-

einfacht. Da bundes- und unionsrechtliche Ziele durch Länder und Kommunen prak-

tisch umgesetzt werden, würde ein gänzliches Absehen von Zielen, Standards oder 

Monitoring und Dokumentation letztlich zu materiellen Einbußen beim Klimaschutz und 

hierdurch zu Folgekosten führen. 

Insgesamt wird mehrheitlich Zustimmung zu dem in § 1 Abs. 1 normierten Zweck des 

Gesetzes, den Temperaturanstieg auf 1,5 Grad zu begrenzen, erklärt (u. a. Bund für 
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Umwelt und Naturschutz Rheinland-Pfalz e.V. (BUND), Naturschutzbund Deutschland 

Landesverband Rheinland-Pfalz e.V. (NABU), World Wide Fund for Nature Deutsch-

land (WWF), Gesellschaft für Naturschutz und Ornithologie Rheinland-Pfalz e.V. 

(GNOR), Deutscher Gewerkschaftsbund Rheinland-Pfalz/Saarland (DGB), IG Metall, 

Germanwatch, Deutsche Umwelthilfe e.V. (DUH), Scientists For Future Mainz (SFF 

Mainz), Bundesverbraucherhilfe e.V., Landesverband Erneuerbare Energie Rhein-

land-Pfalz/Saarland e.V. (LEE)). Mehrfach wird darauf hingewiesen, dass entschei-

dend der konkrete Weg zu diesem Ziel ist. Konkrete Maßnahmen wurden und werden 

jedoch seitens der Landesregierung u.a. mit der Klimaschutzstrategie erarbeitet und 

im Klimaschutzmaßnahmenregister dokumentiert. 

Die in § 3 Abs. 1 geregelten Ziele werden teils als zu ambitioniert (LVU, IHK, VCI) teils 

als nicht weitgehend genug (BUND, NABU, GNOR) kritisiert. Seitens der Industriever-

bände wurde gefordert, dass sich die Landesziele im Gleichlauf mit denen des Bun-

des-Klimaschutzgesetzes bewegen sollen. Dies lässt außer Acht, dass jedes Land un-

terschiedliche Voraussetzungen und Rahmenbedingungen hat, die es zu berücksich-

tigen gilt. Eine Anpassung der Ziele an die Bundesziele wurde daher nicht vorgenom-

men. Dieser Kritik steht die Forderung einer höheren Verbindlichkeit der Zielformulie-

rung (Landeshochschulpräsidentenkonferenz (LHPK)) sowie die Forderung nach ei-

nem deutlich strengeren Minderungspfad gegenüber (BUND, NABU, GNOR). Sektor-

ziele werden teilweise als „falsch“ (Landwirtschaftskammer, BWV) kritisiert. Teilweise 

erfahren sie breite Zustimmung (Verbraucherzentrale Rheinland-Pfalz e.V. (VZ RLP), 

Landesnetzwerk Bürgerenergiegenossenschaften Rheinland-Pfalz e.V. (LaNEG), 

VWU, ISE, LSE, LEE, DUH). Zur Umsetzung der Klimaschutzziele sind diese von gro-

ßer Wichtigkeit: Sie verdeutlichen, an welcher Stelle welche Beiträge geleistet werden 

müssen und lassen nachvollziehbar werden, wo Handlungsnotwendigkeiten bestehen. 

An den festgelegten Sektorzielen für das Jahr 2040 wird deshalb festgehalten. 

Die Finanzierung und Erreichbarkeit der Ziele Klimaneutralität bis 2040 und 100 Pro-

zent Bruttostromverbrauch bilanziell durch Strom aus Erneuerbaren Energien (§ 3 Abs. 

3) wurden infrage gestellt. Es wurde die Erwartung geäußert, einen gesetzlich be-

schleunigten und geförderten Netzausbau zu betreiben. Dem ist zu entgegnen: Die 

Landesregierung unterstützt den beschleunigten Ausbau der Netze durch politische 

Initiativen und fordert sowohl auf Bundesebene als auch auf Ebene der Europäischen 
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Union ein schnelles Handeln und entsprechende Rahmenbedingungen ein. Die Betei-

ligung an Konsultationen und durch fachliche Austauschformate insbesondere mit 

Netzbetreibern, die auf die Optimierung von Netz(ausbau)planung und Rechtsrahmen 

abzielen, unterstützen diese Aktivitäten. Die Landesregierung geht aufgrund ihres heu-

tigen Kenntnisstands davon aus, dass die Ziele mithilfe entsprechend zu treffender 

Maßnahmen, und soweit dies in Zuständigkeit der Landesregierung liegt, auch begrün-

det durch diesen Gesetzentwurf, zu erreichen sind. 

Die Klimaschutzrangfolge gemäß § 5 erfährt breite Zustimmung. Soweit auf technische 

Senken, CCS oder CCU und fehlende Regelungsmaterie rekurriert wurde, sei auf die 

Gesetzgebungskompetenz des Bundes verwiesen.  

Hinsichtlich der Klimaschutzstrategie und Steuerung der Klimaschutz-Zielerreichung 

(§§ 7 bis 10) wird einerseits entstehende Bürokratie, die durch Nachsteuerung er-

zeugte Arbeitslast und das Fehlen von digitalen Werkzeugen angemahnt (IHK, LVU, 

VCI, Landwirtschaftskammer, Papierzentrum). Von Umwelt- und Naturschutzverbän-

den, NGOs und dem LaNEG werden weitergehende Regelungen eingefordert. Das 

neu entwickelte digitale Berichtssystem dient insbesondere den Ressorts als anwen-

derfreundliche Datenbank für ihre Klimaschutzmaßnahmen und vereinfacht viele ver-

waltungstechnische Vorgänge. Dadurch wird Bürokratie abgebaut. Darüber hinaus 

dient es der Information aller interessierten Zielgruppen – insbesondere Bürgerinnen 

und Bürger, Kommunen, Wissenschaft und Wirtschaft. Den Forderungen von Germa-

nwatch, DUH, BUND, NABU, WWF, LaNEG und SFF Mainz/Bingen nach einem jähr-

lichen statt zweijährlichen Nachsteuerungsmechanismus, einem Sofortmaßnahmen-

programm bei Zielverfehlung, einem unabhängigen Expertengremium zur Bewertung 

des Umsetzungsfortschritts sowie nach einer stärkeren Zuweisung von Verantwortlich-

keit bei der Nachsteuerung wurde nicht gefolgt. Denn zum einen wird der zweijährliche 

Turnus als besser geeignet angesehen, um die Wirkung von Maßnahmen abzuschät-

zen und Maßnahmen ggf. zu optimieren, sodass die erfolgreiche Überarbeitung, Mo-

difikation und Neuaufsetzung von Klimaschutzmaßnahmen tatsächlich gelingen kann. 

Zum anderen ist der Nachsteuerungsmechanismus so angelegt, dass bei Zielverfeh-

lung die Überarbeitung der Maßnahmen erforderlichenfalls auf Grundlage des Exper-

tengutachtens angestoßen wird. Diese Gutachten werden als angemessenes Mittel 

zur Einbindung externen wissenschaftlichen Sachverstands angesehen. Darüber hin-

aus erfolgt im LKSG eine detaillierte Zuweisung von Aufgaben und Verantwortung im 
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Nachsteuerungsmechanismus für handlungsfeld-koordinierende und für maßnahmen-

führende Ressorts.  

Die Regelung zum Überkompensationsverbot, § 11 Abs. 1 Satz 3, wird durch Umwelt- 

und Energieverbände (BUND, NABU, GNOR, Klima-Bündnis, WWF, DUH, SFF, LEE) 

stark kritisiert. Diese Kritik ist zurückzuweisen, denn unabhängig von dieser Regelung 

wird Rheinland-Pfalz seinen Beitrag zur Einhaltung des 1,5°C-Ziels leisten. Der Sek-

torausgleich gem. § 11 Abs. 2 wird stark kritisiert (LaNEG, DUH, Klima-Bündnis der 

europäischen Städte mit indigenen Völkern der Regenwälder | Alianza del Clima e.V. 

(Klima-Bündnis), SFF Mainz/Bingen, VZ RLP, LEE, VWU, ISE, LSE, BUND, NABU, 

GNOR, Landesbeirat Holz), da auf diese Weise die zuständigen Ressorts aus ihrer 

Verantwortung gelassen und der Handlungsdruck in den Sektoren gemindert würden. 

Der Handlungsdruck besteht allerdings über alle Sektoren hinweg. Zudem ergeben 

sich aus dem Gesetzesentwurf klare Verantwortlichkeiten der Ministerien über die de-

finierten Handlungsfelder. Daher wird an der Formulierung festgehalten.  

§ 11 Abs. 5 wird in zweierlei Hinsicht kritisiert: Zum einen wird die unmittelbare Ein-

schränkung von Flächen, die zusätzliche Konzentration auf „ertragsschwächere Flä-

chen“ für den Ausbau erneuerbarer Energien und die fehlende Definition kritisiert (LEE, 

VWU, ISE, LSE, WWF, Germanwatch, Katholische Büro Mainz, LHPK). Daher wurde 

in der Begründung auf die Abgrenzung von ertragsschwächeren Flächen näher einge-

gangen. Zum anderen forderten die Landwirtschaftskammer und BWV dagegen noch 

weitergehende Regelung für das Grünland. Letzteres wird abgelehnt und der Bezug 

auf Ackerfläche als sachgerecht angesehen, um den notwendigen Ausbau der erneu-

erbaren Energie voranzutreiben.   

Der Bestimmung zum Ausschluss subjektiver öffentlicher Rechte und klagbarer 

Rechtspositionen (§ 11 Abs. 6) wird von zahlreichen Anhörungsbeteiligten themati-

siert. Es handelt sich hierbei um eine deklaratorische Formulierung, die zum Ausdruck 

bringt, dass subjektiv-öffentliche Rechte nicht vermittelt werden. Auf den Vorrang des 

Unionsrechts wird hingewiesen.  

Seitens des Landesverbands der Energie- und Wasserwirtschaft Hessen/Rheinland-

Pfalz e.V. wurde vorgetragen, dass Energieversorgungsunternehmen (EVU) in kom-

munaler Hand nicht unter den Anwendungsbereich der Vorbildfunktion der öffentlichen 

Hand fallen sollten, da der Energiemarkt ein bundesweiter, liberalisierter Markt sei, in 
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dem sich privatwirtschaftliche Unternehmen im unmittelbaren Wettbewerb mit kommu-

nalen Unternehmen bewegen. Vor diesem Hintergrund und aufgrund der Tatsache, 

dass § 2 Abs. 1 EnWG die EVU ohnehin verpflichten, eine möglichst treibhausgas-

neutrale leitungsgebundene Versorgung, die zunehmend auf erneuerbaren Energien 

beruht, bereitzustellen, wurden die EVUs in kommunaler Hand aus dem Anwendungs-

bereich des § 13 herausgenommen. 

Der CO2-Schattenpreis, § 14, wird überwiegend positiv aufgenommen. Aufgrund ge-

äußerter Kritik zum zeitlichen Anwendungsbereich wurde dieser auf den 1. Juli 2026 

verlegt. So haben die betroffenen Stellen ausreichend Zeit, sich auf die Rechtsände-

rung einzustellen. 

Der Kommunale Rat hat den Entwurf zur Kenntnis genommen. Vonseiten der kommu-

nalen Spitzenverbände erfolgte keine Rückmeldung.  

Gesetzesfolgenabschätzung 

Beim vorliegenden Entwurf handelt es sich um ein Rahmengesetz, das unmittelbar nur 

die Landesregierung verpflichtet.  

1. Rechts- und Verwaltungsvereinfachung 

Durch das Gesetz entsteht, wie bereits ausgeführt, Verwaltungsaufwand. Dieser trifft 

insbesondere die Landesverwaltung, welche verpflichtet wird, Maßnahmen zur Errei-

chung der Klimaziele aufzustellen, umzusetzen und diesen Prozess im Rahmen des 

digitalen Berichtswesens zu dokumentieren. Durch diese entstehende, stets aktuelle 

Datenplattform soll zukünftig die Verfügbarkeit entsprechender Daten deutlich verein-

facht werden. So sollen Verwaltungsprozesse verschlankt werden. 

2. Nachhaltigkeitsaspekte 

Bei der Erarbeitung des Entwurfs wurden die Nachhaltigkeitsziele der rheinland-pfäl-

zischen Nachhaltigkeitsstrategie berücksichtigt.  

Berührt sind insbesondere  
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 Ziel 1: Nachhaltige Entwicklung als Leitprinzip konsequent in allen Bereichen und 

bei allen Entscheidungen anwenden – Klimaneutralität der Landesverwaltung bis 

zum Jahr 2030 erreichen, 

 Ziel 3: Natürliche Lebensgrundlagen erhalten, insbesondere Klimaneutralität bis 

spätestens zum Jahr 2040 erreichen sowie vollständige Stromversorgung aus er-

neuerbaren Energien bis zum Jahr 2030 erreichen sowie 

 Ziel 4: Nachhaltige Wirtschaft stärken. 

Durch die normierten Ziele erweist sich das Gesetz daher als vereinbar mit der rhein-

land-pfälzischen Nachhaltigkeitsstrategie. 

Das Gesetz dient damit unmittelbar der Einhaltung der globalen Ziele der Agenda 2030 

für nachhaltige Entwicklung (Sustainable Development Goals, SDGs), insbesondere 

 SDG 13: umgehend Maßnahmen zur Bekämpfung des Klimawandels und seiner 

Auswirkungen ergreifen, 

 SDG 15: Landökosysteme schützen, wiederherstellen und ihre nachhaltige Nut-

zung fördern, Wälder nachhaltig bewirtschaften, Wüstenbildung bekämpfen, Bo-

dendegradation beenden und umkehren und dem Verlust der biologischen Vielfalt 

ein Ende setzen sowie 

 SDG 9: eine belastbare Infrastruktur aufbauen, inklusive und nachhaltige Industri-

alisierung fördern und Innovationen unterstützen. 

Der mit dem vorliegenden Gesetzentwurf zu schaffende Rechtsrahmen zur Erreichung 

der Klimaschutzziele leistet vor dem Hintergrund der ökologischen wie auch der sozi-

alen Verantwortung gegenüber den heutigen und künftigen Generationen sowohl in 

der nationalen als auch in der internationalen Dimension einen wichtigen Beitrag zur 

nachhaltigen Entwicklung. 

B. Zu den einzelnen Bestimmungen 

Zu Teil 1 Allgemeines 
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Teil 1 fasst die Bestimmungen zusammen, die für alle folgenden Regelungen gelten 

und daher in einem eigenen Teil vorangestellt werden sollen. Das Gesetz bezweckt, 

den rheinland-pfälzischen Beitrag zur Begrenzung des Anstiegs der Durchschnittstem-

peratur durch die neu eingeführten Instrumente zur Beobachtung der Entwicklung und 

Mechanismen zum Gegensteuern im Rahmen seiner Handlungsmöglichkeiten bei 

Fehlentwicklungen nachhaltig festzusetzen. Da Rheinland-Pfalz selbst einen starken 

Temperaturanstieg zu verzeichnen hat und stark von Klimawandelfolgen wie etwa 

Hochwasser und langen Hitzeperioden betroffen ist, setzt sich das Land neue Klima-

schutzziele zur schnellstmöglichen Erreichung der Klimaneutralität. 

Zu § 1 

Absatz 1 ist die grundlegende Norm zur Absteckung des Rahmens. Rheinland-Pfalz 

leistet durch das Gesetz seinen Beitrag zur Erreichung der internationalen, europäi-

schen und nationalen Klimaschutzziele. Dem liegt der Gedanke zugrunde, dass Kli-

maschutzziele nur erreicht werden können, wenn die konkrete Umsetzung auch inner-

halb der föderalen und letztlich auch kommunalen Strukturen erfolgt. Die Entwicklung 

in Rheinland-Pfalz ist dennoch stark abhängig von der Entwicklung auf Bundes- und 

Unionsebene. 

Damit knüpft die Norm an den bisherigen in § 1 Abs. 1 LKSG an. Die internationalen 

Klimaschutzziele resultieren insbesondere aus dem Rahmenübereinkommen der Ver-

einten Nationen über Klimaänderungen (UNFCCC) vom 9. Mai 1992, dem Überein-

kommen von Paris vom 12. Dezember 2015 sowie dem Klimapakt von Glasgow vom 

13. November 2021. 

Auf europäischer Ebene wurde am 30. Juni 2021 die Verordnung (EU) 2021/1119 zur 

Schaffung des Rahmens für die Verwirklichung der Klimaneutralität („Europäisches 

Klimagesetz“) (ABl. L 243 S. 1) verabschiedet. Die nationalen Klimaschutzziele folgen 

im Wesentlichen aus dem Bundes-Klimaschutzgesetz. 

Absatz 2 etabliert die Inhalte des neuen Landesklimaschutzgesetzes mit dem Ziel der 

Erreichung einer neutralen Treibhausgasbilanz bis zum Jahr 2040. 

Zu § 2 
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§ 2 definiert die Begrifflichkeiten des Gesetzes. 

Die Definition der Treibhausgase entspricht grundsätzlich der Definition des bisherigen 

§ 3 Abs. 1 LKSG. Die Verbindung Stickstofftrifluorid (NF3) wurde jedoch aufgenom-

men. Dies entspricht den internationalen Standards des Rahmenübereinkommens der 

Vereinten Nationen über Klimaänderungen (UNFCCC) und Anhang V Teil 2 der Ver-

ordnung (EU) 2018/1999 sowie den Vorgaben des Bundes (§ 2 Nr. 2 KSG). 

Der Begriff der Treibhausgasemissionen wird zusätzlich und differenzierend zu den 

Treibhausgasen aufgenommen. Treibhausgasemissionen sind definiert als anthropo-

gene, also vom Menschen veranlasste Freisetzung von Treibhausgasen. Dabei ist 

eine Tonne Kohlenstoffdioxidäquivalent eine metrische Tonne Kohlenstoffdioxid oder 

die Menge eines anderen Treibhausgases, die in ihrem Potenzial zur Erwärmung der 

Troposphäre einer Tonne Kohlenstoffdioxid entspricht. 

Treibhausgasneutralität ist das Gleichgewicht zwischen Treibhausgasemissionen und 

dem Abbau von Treibhausgasen durch Senken.  

Der Terminus „Öffentliche Stellen“ im bisherigen § 3 Abs. 2 LKSG wird durch den Ter-

minus „Öffentliche Hand“ ersetzt und somit an § 3 Nr. 8 des Landessolargesetzes vom 

30. September 2021 (GVBl. S. 550), geändert durch Gesetz vom 22. November 2023 

(GVBl. S. 367), BS 75-25, angepasst. Er soll sämtliche Formen des Tätigwerdens auf 

dem Gebiet des öffentlichen Rechts umfassen.  

Es ist daher auch nach Absatz 4 Nr. 2 das Tätigwerden in privatrechtlichem Gewand 

umfasst, wenn die rheinland-pfälzische öffentliche Hand einen bestimmenden Einfluss 

hat. Damit soll die „Flucht ins Privatrecht“ verhindert werden. Der Begriff fungiert als 

Anknüpfungspunkt an Teil 6 „Pflichten der öffentlichen Hand“.  

Absatz 5 definiert den CO2-Schattenpreis. Dieser wird erstmalig gesetzlich in Rhein-

land-Pfalz für den Hochbau eingeführt. Ein Schattenpreis ist ein aus der Mikroökono-

mie und Wohlfahrtsökonomik stammender fiktiver Preis, der im Rahmen der Kosten-

kalkulation Lenkungswirkung entfalten soll. Die Kosten, die bei der jeweiligen Maß-

nahme durch Treibhausgasemissionen entstehen, werden bei der Berechnung der 

Kosten fiktiv in Ansatz gebracht. Dadurch verteuern sich fiktiv besonders klimaschäd-
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liche Vorhaben. Es werden nicht allein die einmaligen Investitionskosten berücksich-

tigt, sondern auch die zukünftigen Kosten der CO2-Emissionen werden eingepreist. 

Der Anwendungsbereich des Schattenpreises ergibt sich aus § 14 Abs. 1: Danach 

unterliegen Maßnahmen im Anwendungsbereich des § 1 der Landesbauordnung 

Rheinland-Pfalz dem CO2-Schattenpreis. 

Die Begriffe Liegenschaften des Landes, gesamter Lebenszyklus und Sanierung wer-

den in Zusammenhang mit dem neu eingeführten CO2-Schattenpreis definiert. 

Liegenschaften des Landes bilden den verpflichtenden Anwendungsbereich des CO2-

Schattenpreises. Hauptsächlich wird darauf abgestellt, dass das Land Eigentümerin 

des Grundstücks ist. Daneben sind auch Grundstücke Dritter umfasst, wenn diese zu-

gunsten des Landes mit einem grundstücksgleichen Recht belastet sind. In Betracht 

kommt primär ein Erbbaurecht. Die Tatsache, dass solche Rechte ebenfalls ins Grund-

buch eingetragen werden und häufig über lange Zeit bestehen, rechtfertigt den Einbe-

zug solcher Grundstücke. Auch wenn das Land bauliche Anlagen auf fremden Grund-

stücken errichtet oder diese auf fremden Grundstücken liegen, gilt die Anwendung des 

CO2-Schattenpreises. Welche staatliche Stelle das Grundstück verwaltet, ist irrelevant. 

In Betracht kommt beispielsweise der Landesbetrieb Liegenschafts- und Baubetreu-

ung (LBB).  

In Zusammenhang mit dem CO2-Schattenpreis wird der Begriff des gesamten Lebens-

zyklus definiert. Dieser ist mit den Begriffen des Kreislaufwirtschaftsgesetzes harmo-

nisiert und soll entsprechend umfassend verstanden werden. 

Unter Sanierung sind durchgreifende Maßnahmen zum Substanzerhalt oder zur Mo-

dernisierung einer baulichen Anlage zu verstehen. Nicht erfasst von der Definition sind 

kleinere Instandhaltungs- und Reparaturmaßnahmen, die die Substanz bloß erhalten 

sollen. Bei diesen wird aufgrund fehlender Alternativen keine Wirtschaftlichkeits-unter-

suchung durchgeführt. 

In Absatz 9 wird der zentrale Begriff der Quelle definiert. Die Definition entspricht dem 

Rahmenübereinkommen der Vereinten Nationen über Klimaänderungen. 
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In Absatz 10 wird der zentrale Begriff der Senke definiert. Die Definition entspricht 

ebenfalls der Vorgabe des Rahmenübereinkommens der Vereinten Nationen über Kli-

maänderungen. Der Terminus entfernen schließt die langfristige Speicherung von 

Treibhausgasen beispielsweise in Mooren sowie Holzprodukten ein. Ebenso umfasst 

sind auch Technologien zur dauerhaften Speicherung von Kohlendioxid in unterirdi-

schen Gesteinsschichten oder in langlebigen Produkten. Der Bereich der Speicherung 

und Weiterverwendung von Kohlendioxid unter Einsatz technischer Mittel liegt in der 

Gesetzgebungskompetenz des Bundes. Dies umfasst auch die Bilanzierung. 

Zu Teil 2 Ziele und Grundsätze des Klimaschutzes 

Teil 2 setzt die Klimaschutzziele für Rheinland-Pfalz fest und führt erstmalig Sektoren 

und entsprechende Sektorziele für das Jahr 2040 sowie Handlungsfelder ein. Ebenso 

wird die besondere Bedeutung des Sektors Landnutzung, Landnutzungsänderung und 

Forstwirtschaft betont, der der Zielerreichung des Landesklimaschutzgesetzes dient. 

Die natürlichen Senken sind wesentlich für die Erreichung der rheinland-pfälzischen 

Klimaschutzziele. Die Landesregierung prüft und ergreift Maßnahmen in ihrem Verant-

wortungsbereich zu deren Schutz und Fortentwicklung. 

Zu § 3 

§ 3 ist die entscheidende Regelung zur Festsetzung der rheinland-pfälzischen Klima-

schutzziele.  

Ziel ist, die Treibhausgasemissionen im Vergleich zum Jahr 1990 schrittweise entspre-

chend Absatz 1 und Anlage 1 zu mindern. 

Diese Ziele begründen aber grundsätzlich keine subjektiven Rechte und klagbaren 

Rechtspositionen für oder gegen natürliche oder juristische Personen, Organisationen 

oder Institutionen auch der Öffentlichen Hand.  

Maßgebliche Rahmenbedingungen für den effektiven Klimaschutz werden auf Unions- 

und Bundesebene gesetzt.  

Die in § 3 Abs. 1 und 3 enthaltenen Zielbestimmungen sind daher an das Land Rhein-

land-Pfalz adressiert, begründen unmittelbar aber keine Verbindlichkeiten für Bürge-

rinnen und Bürger sowie Unternehmen; sie sollen insbesondere auch nicht zu Wettbe-

werbsverzerrungen oder Standortnachteilen führen. Lediglich die Vorbildwirkung der 
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öffentlichen Hand, § 13 Abs. 1, bezieht sich auch auf kommunale Eigenbetriebe, wobei 

hier § 13 Abs. 2 zu berücksichtigen ist.  

Das Basisjahr 1990 ist konsensual auf internationaler, europäischer und nationaler 

Ebene gesetzt (siehe z. B. Artikel 4 Abs. 1 der Verordnung -EU- 2021/1119 „Europäi-

sches Klimagesetz“, § 3 Abs. 1 KSG).  

Bis zum Jahr 2030 ist das angestrebte Ziel, in Rheinland-Pfalz die Emissionen um 

mindestens 67 v. H. zu senken. Bis zum Jahr 2035 ist das angestrebte Ziel, sie um 

mindestens 83 v. H. zu senken. Im Vergleich zum bisherigen § 4 LKSG werden die 

Klimaschutzziele deutlich verschärft. Absatz 1 Satz 1 gibt vor, dass spätestens 2040 

Treibhausgasneutralität erreicht werden soll. Damit soll Rheinland-Pfalz mindestens 

fünf Jahre vor der Bundesrepublik Deutschland dieses Ziel erreichen. Dabei hilft die 

verhältnismäßig große Fläche des Waldes im Sektor Landnutzung, Landnutzungsän-

derung und Forstwirtschaft.  

Diese Zielsetzung schafft einen gesetzlichen Rahmen, der den Klimaschutz in Rhein-

land-Pfalz fördert und die Ausgestaltung des Transformationsprozesses in Wirtschaft 

und Gesellschaft unterstützt. Wie sich die Transformationsschritte im Einzelnen voll-

ziehen, wird an dieser Stelle nicht vorgegeben. Die hier etablierten Ziele bilden den 

Rahmen, um ein nachhaltiges, lebenswertes und zukunftsfähiges Rheinland-Pfalz zu 

schaffen.  

Absatz 2 regelt den wichtigen Grundsatz, dass die Klimaschutzziele auf der Bilanz aus 

Quellen und Senken der Treibhausgasemissionen basieren, die vom Statistischen 

Landesamt erstellt wird. Die Grundlage für die Ziele und deren Erreichung sind folglich 

die Berechnungen des Statistischen Landesamts auf Basis verschiedener Daten, die 

das Statistische Landesamt erhebt (z. B. aus dem Bereich Energie) bzw. aus externen 

Quellen heranzieht. Die Berechnungen des Statistischen Landesamts erfolgen gemäß 

den Methodenstandards der amtlichen Statistik.  

Absatz 3 regelt, dass bis zum Jahr 2030 100 v. H. des verbrauchten Bruttostroms in 

Rheinland-Pfalz bilanziell durch erneuerbare Energien gedeckt werden sollen. Damit 

ist die rheinland-pfälzische Zielsetzung ehrgeiziger als die des Bundes gemäß § 1 

Abs. 2 des Erneuerbare-Energien-Gesetzes (EEG 2023). Es ist das Ziel, den Brut-

tostromverbrauch bilanziell möglichst durch Strom aus in Rheinland-Pfalz erzeugten 

erneuerbaren Energien zu decken. Das Gesetz verankert somit ein ausdrückliches 

Ausbauziel. Gleichzeitig regelt Satz 3, dass zu dieser Zielerreichung auch gewerbliche, 
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öffentliche und private Verbraucher durch die Errichtung eigener Anlagen zur Erzeu-

gung von Strom aus erneuerbaren Energien oder durch Beteiligung an solchen Anla-

gen außerhalb der Landesgrenzen beitragen. Bürgerinnen und Bürger und Unterneh-

men werden weder in ihrem Stromproduktions- noch in ihrem Strombezugsverhalten 

gebunden.  

Bei der Ermittlung der notwendigen regenerativen Stromerzeugung sollen die zukünf-

tig zu erwartenden zusätzlichen Bedarfe durch anstehende Elektrifizierung und Trans-

formation von Prozessen hin zu erneuerbaren Energien Berücksichtigung finden. Die 

aktuell angenommenen zukünftigen Strom- bzw. Energiebedarfe bis zum Jahr 2045 

wurden auf Grundlage der von der Landesregierung im Jahr 2022 unter breiter Stake-

holder-Beteiligung erstellten Wasserstoffstudie mit Roadmap Rheinland-Pfalz differen-

ziert nach Energieträgern, Sektoren und regionaler Verteilung ermittelt und für das 

Jahr 2045 auf 54 TWh prognostiziert. Entscheidend für die Transformation und damit 

auch für die Erreichung der rheinland-pfälzischen Klimaschutzziele ist somit der Aus-

bau der erforderlichen Erzeugungskapazität und Infrastruktur. Dabei ist der bedarfs-

gerechte Ausbau von Netz-, Pipeline-, Speicher-, Erzeugungs- und Transformations-

kapazitäten auf Unions-, Bundes- und Landesebene für die angestrebte Minderung 

der Treibhausgasemissionen nach Absatz 1 wesentlich. 

Absatz 4 führt angestrebte Minderungsziele für die aufgeschlüsselten Sektoren ein. 

Die Sektoren entsprechen den Sektoren des Bundes: Energiewirtschaft, Industrie, Ver-

kehr, Gebäude, Landwirtschaft, Abfallwirtschaft und Sonstiges sowie Landnutzung, 

Landnutzungsänderung und Fortwirtschaft. Für jeden Sektor nach Satz 2 Nr. 1 bis 6 

werden nach Anlage 1 angestrebte Sektorziele für das Jahr 2040 im Vergleich zum 

Basisjahr 1990 beschrieben. Die prozentualen Zielwerte wurden auf Grundlage der 

Methodik der bundesdeutschen Studie erarbeitet, auf der die Sektorziele für Gesamt-

deutschland beruhen. Auf gleicher methodischer Basis wurde im Jahr 2023 in der un-

abhängigen Studie „Treibhausgasneutrales Rheinland-Pfalz 2035/2040“ ein entspre-

chendes TOP-Down Szenario für die Sektorziele in Rheinland-Pfalz berechnet. Die 

Zuordnung von Emissionen zu einem Sektor erfolgt nach dem Common Reporting 

Format (CRF) nach dem Rahmenübereinkommen der Vereinten Nationen über Klima-

änderungen. Bis zum Jahr 2021 konnten bereits folgende Minderungen in Rheinland-

Pfalz im Vergleich zum Basisjahr 1990 erreicht werden: Gesamt: (inklusive Senken): -
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37,4 v. H.; Energiewirtschaft: -50,8 v. H.; Industrie: -53,0 v. H.; Gebäude: -12,6 v. H.; 

Landwirtschaft: -33,7 v. H.; Abfallwirtschaft und Sonstiges: -87,8 v. H.; im Verkehrs-

sektor gab es einen Emissionszuwachs von +4,8 v. H. (Anhang zum 15. Energiebericht 

Rheinland-Pfalz, S. 159). Die Berechnung der Werte wird jeweils nach aktuellem Stand 

der wissenschaftlichen Erkenntnisse zu den Treibhausgasemissionen vorgenommen. 

Das Rahmenübereinkommen der Vereinten Nationen über Klimaänderungen fordert 

die Dokumentation von Emissionen nach dem CRF und führt eine standardisierte und 

somit vergleichbare Erfassung der Emissionen der Mitgliedstaaten ein.  

Zur Steuerung der Klimaschutzmaßnahmen werden im Rahmen der einzelnen Sekto-

ren sowie sektorenübergreifend Handlungsfelder definiert. Sie dienen dazu, koordinie-

rende Zuständigkeiten der Ressorts der Landesregierung zu bestimmen. Das jeweils 

zuständige Ressort ist das handlungsfeld-koordinierende Ressort. Die Zuständigkeit 

für die Handlungsfelder findet sich in Anlage 2. Die handlungsfeld-koordinierenden 

Ressorts nach Anlage 2 sind verpflichtet, darauf hinzuwirken, dass die maßnahmen-

führenden Ressorts wirksame Klimaschutzmaßnahmen prüfen, entwickeln und umset-

zen. Dies geschieht unter Berücksichtigung der Rahmenbedingungen des Unions- und 

Bundesrechts. Innerhalb der Handlungsfelder verlaufen zudem Maßnahmenbereiche, 

in denen wiederum die einzelnen Klimaschutzmaßnahmen gesammelt sind. 

Die Zuständigkeit für die Umsetzung der Klimaschutzmaßnahmen liegt bei den maß-

nahmenführenden Ressorts und ist auf landesrechtliche Zuständigkeiten und Kompe-

tenzen begrenzt; sie richtet sich nach dem Geschäftsverteilungsplan der Landesregie-

rung als objektiver und geeinter Quelle. Fällt die Maßnahme in die Zuständigkeit meh-

rerer Ressorts, entscheidet der Schwerpunkt der Maßnahme über das federführende 

Ressort. Die zuständigen Ressorts müssen in ihrem Handlungsbereich notwendige 

Klimaschutzmaßnahmen ergreifen, um die Klimaschutzziele zu erreichen. 

Absatz 5 regelt, dass die maßnahmenführenden Ressorts zur Erreichung der Ziele 

nach den Absätzen 1, 3 und 4 Satz 1 beitragen. 

Dabei bleiben auch die Wissenschafts- und Forschungsfreiheit nach Artikel 39 Abs. 1 

Satz 2 sowie das Recht der Selbstverwaltung der Hochschulen nach Artikel 39 Abs. 1 

Satz 1 der Verfassung für Rheinland-Pfalz unberührt. Insbesondere bei energiebeding-

ten Treibhausgasemissionen ist ein Umstieg auf erneuerbare Energien entscheidend. 

Energiebedingte Treibhausgasemissionen leisten ca. 90 v. H. der Emissionen (s. dazu 



40

 
 - 45 - 

 

bspw. CO2-Emissionen nach der Quellenbilanz 1990-2020 nach Energieträgern, Kli-

maschutzbericht des Landes Rheinland-Pfalz 2022, S. 30). Hier ist essentiell, dass die 

Rahmenbedingungen geschaffen werden, um den Umstieg auf erneuerbare Energien 

zeitnah zu ermöglichen. 

Die Landesregierung hat das Ziel, Rheinland-Pfalz als Investitionsstandort attraktiv 

fortzuentwickeln, sog. Carbon Leakage zu vermeiden und durch die Förderung von 

Klimaschutz das Land ökologisch, sozial und ökonomisch nachhaltig in die Zukunft zu 

führen. Klimaziele sollen mit Blick auf die Innovationsfähigkeit, die industriepolitischen 

Chancen der rheinland-pfälzischen Wirtschaft, die Versorgungssicherheit und vor dem 

Hintergrund des sozialen Ausgleichs erreicht werden. 

Zu § 4 

§ 4 regelt das Klimaschutzziel für die Landesverwaltung und ist Ausdruck der Vorbild-

funktion selbiger. Durch Absatz 1 Satz 2 wird präzisiert, welche Emissionen – Scope 

1 und Scope 2 – betrachtet werden. Um die Quellen von direkten, indirekten und wei-

teren indirekten Treibhausgasemissionen zu unterscheiden und eine genaue Zuord-

nung ohne doppelte Erfassung zu ermöglichen, werden Treibhausgasemissionen in 

Scopes 1, 2 und 3 kategorisiert. Diese Kategorisierung in Scopes erfolgt nach dem 

Greenhouse Gas Protocol Corporate Standard und wird international verwendet. 

Die Betrachtungsweise ist jährlich und das Bilanzgebiet Rheinland-Pfalz. Emissionen 

aus Scope 3 werden in den zur entsprechenden Produktkette gehörigen Sektoren be-

trachtet.  

Satz 3 legt fest, dass für die nicht vermeidbaren Treibhausgasemissionen aus dem 

laufenden Betrieb die Kosten gemäß § 14 Abs. 1 (CO2-Schattenpreis) darzustellen und 

Klimaschutzmaßnahmen innerhalb des Landes vorzusehen sind, um einen bilanziell 

treibhausgasneutralen Betrieb zu erreichen. Damit trägt die Landesverwaltung ihrer 

Aufgabe Rechnung, trotz technisch oder wirtschaftlich nicht vermeidbarer Emissionen 

an einer Stelle, ihren bilanziellen Emissionsreduktionspfad hin zur Treibhausgasneut-

ralität durch innerhalb von Rheinland-Pfalz angesiedelte Maßnahmen in anderen Be-

reichen weiterzugehen. 

Das Ziel der klimaneutralen Landesverwaltung ist bereits im bisherigen § 9 Abs. 3 Satz 

1 LKSG normiert. Die Regelung wird grundsätzlich übernommen. Der Ausschluss von 



41

 
 - 46 - 

 

Einrichtungen des Landes, soweit sie Dienstleistungen im freien Wettbewerb mit Pri-

vaten erbringen (bisheriger § 9 Abs. 3 Satz 2 LKSG), wird nicht übernommen. Die 

Vorbildfunktion Landesverwaltung soll möglichst umfassend wirken. Umfasst sind hier-

bei auch die Hochschulen. Diesen stehen selbstverständlich die verfassungsrechtlich 

garantierten Rechte auf Wissenschafts- und Forschungsfreiheit nach Artikel 39 Abs. 1 

Satz 2 sowie das Selbstverwaltungsrecht nach Artikel 39 Abs. 1 Satz 1 der Verfassung 

für Rheinland-Pfalz zu. 

Absatz 2 regelt, dass die obersten Landesbehörden in ihrem Zuständigkeitsbereich für 

die Zielerreichung der klimaneutralen Landesverwaltung verantwortlich sind. Diese 

Verantwortung bezieht sich auf die Schaffung der Rahmenbedingungen, soweit die 

Ressorts die Möglichkeit der Gestaltung haben und greift nicht in die operativen Zu-

ständigkeiten der nachgeordneten Bereiche ein. Der Pfad der Zielerreichung wird im 

Rahmen der Klimaschutzstrategie nach § 7 vorgegeben und durch Teilstrategien wie 

zum Beispiel die im Ministerrat bereits beschlossene Klimaschutz- und Suffizienzstra-

tegie für die Landesliegenschaften präzisiert. Alle Ressorts sind insoweit verpflichtet, 

Klimaschutzmaßnahmen zu entwickeln und umzusetzen, um das Klimaschutzziel zu 

erreichen. Die obersten Landesbehörden können in der Ausgestaltung und Priorisie-

rung der Maßnahmen besondere begründete Bedarfe der Einrichtungen in angemes-

sener Form berücksichtigen. Die Klimaschutzmaßnahmen sind sodann dem für die 

Angelegenheiten des Klimaschutzes zuständigen Ministerium mitzuteilen. 

Zu § 5 

§ 5 legt eine Klimaschutzrangfolge fest: Primär sind Treibhausgasemissionen zu ver-

meiden. Erst nachrangig sind sie zu verringern und lediglich nicht vermeidbare Emis-

sionen in Senken abzubauen. Der zu präferierende Ansatz ist die initiale Vermeidung 

von Emissionen. Unter Vermeidung von Emissionen versteht sich das gänzliche Un-

terlassen von Treibhausgasemission.  

Eine solche gesetzgeberische Vorgabe der Priorisierung von Handlungsmöglichkeiten 

findet sich beispielsweise auch in § 5 Abs. 1 Nr. 3 des Bundes-Immissionsschutzge-

setzes (BImSchG).  
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Lediglich unvermeidbare Restemissionen sind in nach Bundesgesetzgebung definier-

ten natürlichen oder technischen Senken abzubauen. Unter der Begrifflichkeit „nicht 

zu vermeidende Treibhausgase“ sind auch die nicht zu verringernden Treibhausgase 

zu verstehen. Der Regelung liegt der Gedanke zugrunde, dass trotz erheblicher Re-

duktions- und Vermeidungsanstrengungen ein Teil der Emissionen nicht vermeidbar 

beziehungsweise nicht zu verringern ist, insbesondere in den Sektoren Landwirtschaft, 

Abfallwirtschaft und Industrie.  

Zu § 6 

§ 6 betont, dass der Sektor Landnutzung, Landnutzungsänderung und Forstwirtschaft 

für die Erreichung der Klimaschutzziele von großer Bedeutung ist. Entsprechende Flä-

chen, insbesondere Wälder, humusreiche und zur Humusanreicherung geeignete Bö-

den, Grünland und Moore sowie naturnahe Flächen, wie beispielsweise Sukzessions-

flächen oder ökologisch und naturnah bewirtschaftete Flächen, sollen so erhalten, ent-

wickelt und aufgewertet werden, damit ihr Potenzial zur Bindung und Speicherung von 

Kohlenstoff (z.B. in naturnah bewirtschafteten Wäldern und Holzprodukten) unter Be-

achtung der Funktionen für die biologische Vielfalt und der Bedürfnisse der heimischen 

Wirtschaft gesteigert wird. Dabei können nachhaltig gewonnene biobasierte Materia-

lien nicht nur über lange Zeiträume Kohlenstoff speichern (wenn z.B. Holz als Baustoff 

verwendet wird), sondern auch fossile Materialien ersetzen. Auf diese Weise kann der 

Landnutzungssektor zur Dekarbonisierung anderer Sektoren beitragen.  

Der Nachweis einer Senkenfunktion insbesondere durch langlebige Holzprodukte soll 

über entsprechende Nachweise der Holz-Verwendung gestärkt werden. 

Die entsprechenden gesetzlichen Vorgaben sind zu berücksichtigen. Für den Wald 

betrifft das insbesondere das Bundes- und Landeswaldgesetz. Neben der Aufwertung 

der Senkenfunktion sind jedoch auch die Ziele des Bundesnaturschutzgesetzes be-

sonders zu berücksichtigen – biologische Vielfalt, die Leistungs- und Funktionsfähig-

keit des Naturhaushalts einschließlich der Regenerationsfähigkeit und nachhaltigen 

Nutzungsfähigkeit der Naturgüter sowie die Vielfalt, Eigenart, Schönheit und der Erho-
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lungswert von Natur und Landschaft sind gleichsam zu schützen. Dies soll insbeson-

dere verhindern, dass intakte, biodiverse Forst- und Waldflächen zugunsten von be-

sonders schnell wachsenden Baumarten verändert werden.  

Die Nationale Strategie zur Biologischen Vielfalt 2030 und die Biodiversitätsstrategie 

des Landes Rheinland-Pfalz sind angemessen zu berücksichtigen, ebenso agrarstruk-

turelle Belange. 

Zwar ist grundsätzlich die Klimaschutzrangfolge nach § 5 zu berücksichtigen. Danach 

sind Emissionen zunächst zu vermeiden, dann zu verringern, und lediglich unvermeid-

bare Emissionen in Senken abzubauen. Es ist jedoch bereits jetzt absehbar, dass ein 

vollständiger Verzicht auf den Ausstoß von Emissionen durch Menschen nicht zu ver-

wirklichen ist; daher kommt den natürlichen Senken (z.B. naturnah bewirtschafteten 

Wäldern und Holz) eine zentrale Rolle zu, um Treibhausgasemissionen aus der Erdat-

mosphäre (z.B. durch die langfristige Speicherung in Holzprodukten) zu entziehen. 

Im Rahmen des Übereinkommens von Paris wird die „Bedeutung der Erhaltung und 

gegebenenfalls Erweiterung von Senken und Speichern der im Rahmenübereinkom-

men (UNFCCC) genannten Treibhausgase“ anerkannt. Nach Artikel 5 Abs. 1 des 

Übereinkommens von Paris werden die Vertragsparteien aufgefordert, Maßnahmen 

zur Erhaltung und gegebenenfalls Verbesserung von Senken und Speichern von 

Treibhausgasen, darunter Wälder, zu ergreifen.  

Auch im Rahmen des Artikels 4 Abs. 5 Buchst. j der Verordnung (EU) 2021/1119 wird 

die besondere Notwendigkeit des Erhalts, der Bewirtschaftung und der Verbesserung 

natürlicher Senken berücksichtigt.  

§ 6 regelt daher vor dem Hintergrund der Erfüllung der nationalen, europäischen und 

internationalen Vorgaben die Pflicht, die natürlichen Flächen so aufzuwerten, dass sie 

ihr Senken- oder Speicherpotenzial ausschöpfen können. Aufgrund des großen Wald-

flächenanteils in Rheinland-Pfalz kommt diesem Faktor eine herausragende Bedeu-

tung bei der Zielerreichung zu. 
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Die Bestimmung richtet sich an die öffentliche Hand. Dieser kommt eine Einschät-

zungsprärogative zu, wie sie dem Auftrag gerecht wird. In Betracht kommen beispiels-

weise gezielte Förderprogramme für kommunale Gebietskörperschaften und Private.  

Zu Teil 3 Instrumente zur Erreichung der Klimaschutzziele 

Teil 3 führt die Instrumente ein, mit denen die Erreichung der Ziele geplant und über-

wacht wird und im Falle einer möglichen Zielverfehlung gegengesteuert werden kann.  

Zu § 7 

§ 7 regelt das entscheidende Langfristigkeitsinstrument Klimaschutzstrategie.  

Die Klimaschutzstrategie enthält das übergeordnete angestrebte Ziel der Treibhaus-

gasneutralität bis spätestens zum Jahr 2040, stellt einen an den Zielen des § 3 ausge-

richteten Zielpfad auf und beschreibt den Wirkungsbereich der rheinland-pfälzischen 

Klimaschutzpolitik.  

Absatz 2 regelt die Grundlage der Klimaschutzstrategie. Diese basiert auf den Daten 

des Statistischen Landesamts. Das sichert, dass die Klimaschutzstrategie an den Fak-

ten ausgerichtet ist, die vom Statistischen Landesamt bereitgestellt werden. Entschei-

dend ist, dass die Klimaschutzstrategie auf aktuellen Daten für Rheinland-Pfalz fußt 

und entsprechend eine Analyse des Ist-Stands beinhaltet. 

Die binnen zwei Jahren nach Inkrafttreten des Gesetzes von der Landesregierung be-

schlossene Klimaschutzstrategie ist dem Landtag zuzuleiten, Absatz 3. Zusätzlich ist 

diese dem Beirat für Klimaschutz vorzustellen. Eine zügige Beschlussfassung ist es-

sentiell, damit die von der Strategie abhängigen Umsetzungsinstrumente (Klima-

schutzmaßnahmenregister, Maßnahmensteuerung) effektiv eingesetzt werden kön-

nen. Bis dahin gilt das nach dem bisherigen § 6 LKSG erstellte Klimaschutzkonzept 

gemäß § 17 Abs. 1 fort. Die Veröffentlichung erfolgt sodann auf der Internetseite des 

für die Angelegenheiten des Klimaschutzes zuständigen Ministeriums. 

Absatz 4 regelt, dass die Klimaschutzstrategie alle fünf Jahre fortgeschrieben werden 

soll. Der 5-Jahres-Takt orientiert sich an der Länge der Legislaturperiode in Rheinland-

Pfalz. Die Klimaschutzstrategie soll einerseits eine Planungssicherheit auf längere 



45

 
 - 50 - 

 

Sicht gewährleisten, andererseits aber auch auf die sich rasch verändernden Erkennt-

nisse und Entwicklungen im Bereich des Klimaschutzes reagieren können.  

Absatz 5 regelt, dass bei der Fortschreibung der Klimaschutzstrategie die Minderungs-

ziele der einzelnen Sektoren nach Anlage 1 sowie der aktuelle Minderungsfortschritt 

und der weitere Zielpfad genauso bewertet werden wie das Potenzial zur Bindung und 

Speicherung von Kohlenstoff im Sektor Landnutzung, Landnutzungsänderung und 

Forstwirtschaft. Die Ergebnisse dieser Bewertung sind in der Fortschreibung der Kli-

maschutzstrategie zu berücksichtigen. 

Die Fortschreibung soll unter Beteiligung der Öffentlichkeit geschehen. Die erstmalige 

Erarbeitung des Klimaschutzkonzepts nach dem bisherigen § 6 LKSG fand unter um-

fassender Beteiligung der Öffentlichkeit statt. Dessen Strategieteil wird gemäß § 17 

Abs. 2 in die nun eingeführte Klimaschutzstrategie übergehen. Eine breite Öffentlich-

keitsbeteiligung sollte auch für die Fortschreibung der Klimaschutzstrategie nach Ab-

satz 4 beibehalten werden. Insbesondere ein repräsentativer Durchschnitt der rhein-

land-pfälzischen Bevölkerung soll eingebunden werden. Darüber hinaus sollen aber 

auch einschlägige und repräsentative Verbände und Institutionen (z.B. Kammern) so-

wie die Fraktionen des rheinland-pfälzischen Landtages angemessen beteiligt werden. 

Damit wird eine breite Akzeptanz der Klimaschutzstrategie erreicht.  

Absatz 6 regelt die Verordnungsermächtigung des für die Angelegenheiten des Klima-

schutzes zuständigen Ministeriums. Die Verordnung wird im Einvernehmen mit den 

handlungsfeld-koordinierenden Ressorts und der Staatskanzlei verfasst und regelt das 

Nähere zum Inhalt der Klimaschutzstrategie sowie zum Verfahren der Fortschreibung. 

Sinn und Zweck der Verordnungsermächtigung ist es, die inhaltliche Ausrichtung der 

Klimaschutzstrategie flexibel auf die Entwicklung der Treibhausgasemissionen in 

Rheinland-Pfalz anpassen zu können. So können inhaltliche Aspekte hinzugenommen 

oder herausgenommen werden. Das vorliegende Gesetz soll keinen höheren Detail-

lierungsgrad erhalten, damit die Regelung nicht überfrachtet wird. Das für die Angele-

genheiten des Klimaschutzes zuständige Ministerium wird ermächtigt, da dieses auch 

die Strategie vorzulegen hat. Dort ist mithin das entsprechende Fachwissen vorhan-

den, um die Verordnung gestalten zu können. Da es sich um die Klimaschutzstrategie 

des Landes handelt, wird die Verordnung im Einvernehmen mit den handlungsfeld-
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koordinierenden Ressorts und der Staatskanzlei erlassen. Dadurch wird sichergestellt, 

dass fachliche Aspekte der anderen Ressorts ausreichend Berücksichtigung finden. 

Im Rahmen der Verordnung kann abstrakt der Inhalt der Strategie festgelegt werden. 

Hierbei können bestimmte Bereiche in den Fokus gerückt werden, – sofern dies auf-

grund der Treibhausgasemissionsentwicklung statthaft ist – es können methodische 

Vorgaben gemacht werden, es kann geregelt werden, inwieweit Koordinierungsinstru-

mente implementiert werden können. Bezüglich des Verfahrens kann insbesondere 

geregelt werden, inwieweit ein Beteiligungsverfahren im Rahmen der Fortschreibung 

der Klimaschutzstrategie zu erfolgen hat.  

Zu § 8 

§ 8 regelt die Einführung eines Klimaschutzmaßnahmenregisters.  

Absatz 1 regelt die Einführung eines digitalen Berichtssystems als zentrales Instru-

ment der Landesregierung. Es enthält die Klimaschutzmaßnahmen des Landes, die 

wesentlich zur Erreichung der Klimaschutzziele sowie der Klimaschutzstrategiebeitra-

gen. Jede Maßnahme wird durch das Ressort eingetragen, beschrieben und dessen 

Umsetzungsstand jährlich aktualisiert, das für deren Umsetzung zuständig ist (maß-

nahmenführendes Ressort). Dieser Umsetzungsstand wird als Grundlage für die Maß-

nahmensteuerung nach § 9 genutzt. 

Das Klimaschutzmaßnahmenregister stellt einen Auszug aus dem digitalen Berichts-

wesen dar (Absatz 2). Im Klimaschutzmaßnahmenregister werden besonders wirk-

same Maßnahmen geführt. Die Kriterien für die Beurteilung der Wirksamkeit der Kli-

maschutzmaßnahmenwerden im Rahmen einer Rechtsverordnung nach Absatz 3 Nr. 

1 ausgearbeitet. Diese besonders gewichtigen Maßnahmen unterliegen sodann be-

stimmten Regeln – beispielsweise werden sie mit ihrem Umsetzungsstand veröffent-

licht, Absatz 2 Satz 1, und unterliegen einer Maßnahmensteuerung, § 9.  

Dabei werden die Maßnahmen den entsprechenden Sektoren nach § 3 Abs. 4 Satz 2 

sowie Handlungsfeldern gemäß § 3 Abs. 4 Satz 3 und 6 in Verbindung mit Anlage 2 

und einem übergeordneten Sektorbereich zugeordnet. 
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Die Maßnahmen, die sich vor Inkrafttreten dieses Gesetzes im Klimaschutzkonzept 

finden, werden in das Klimaschutzmaßnahmenregister überführt, § 17 Abs. 2.  

Das Klimaschutzmaßnahmenregister wird spätestens ein Jahr nach Inkrafttreten des 

Gesetzes eingeführt. Es ist jährlich zu aktualisieren. 

Absatz 3 regelt die Verordnungsermächtigung für das für die Angelegenheiten des Kli-

maschutzes zuständige Ministerium. Die Verordnung wird im Einvernehmen mit den 

handlungsfeld-koordinierenden Ressorts und der Staatskanzlei erlassen. Im Rahmen 

der Verordnung können insbesondere Regelungen getroffen werden zu den Kriterien 

für die Bewertung der Wirksamkeit von Klimaschutzmaßnahmen, Kriterien zur Auf-

nahme und Beendigungen von Klimaschutzmaßnahmen, die verpflichtenden Anga-

ben, die für jede Maßnahme zu beschreiben und zu aktualisieren sind, weitere Inhalte, 

die zusätzlich zu den in Absatz 2 genannten Inhalten öffentlich einsehbar sind sowie 

Anforderungen an die Aktualisierung von Pflichtinhalten nach. Zudem werden im Rah-

men der Verordnung der Ablauf und die Einzelheiten der jährlichen Aktualisierung des 

Klimaschutzmaßnahmenregisters geregelt.  

Zu Teil 4 Steuerung der Erreichung der Klimaschutzziele 
Teil 4 regelt die Instrumente zur Steuerung der Erreichung der Klimaschutzziele. Um-

fasst ist die Maßnahmensteuerung und als Grundlage dessen ein Informationssystem 

zur Treibhausgasbilanz und zum Umsetzungsstand der Klimaziele. 

Zu § 9 

§ 9 regelt die Steuerung der Klimaschutzmaßnahmen. Ziel dieser ist es, die Entwick-

lung und Effizienz jeder gemäß § 8 Abs. 2 Satz 1 aufgeführten Klimaschutzmaßnahme 

im Blick zu behalten, um entsprechend reagieren zu können, wenn eine Entwicklung 

nicht wie vorgesehen voranschreitet. Absatz 1 regelt, dass die Entwicklungsfortschritte 

der Maßnahmen im Rahmen eines Regelprozesses überprüft werden.  

Der Prozess beinhaltet einen jährlichen Bewertungszyklus, bei dem das für die Ange-

legenheiten des Klimaschutzes zuständige Ministerium den Umsetzungsstand der im 

Klimaschutzmaßnahmenregister geführten Maßnahmen nach § 10 Abs. 1 Nr. 2 bewer-

tet.  
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Zudem wird bei Bedarf ein Gutachten zur Bewertung der Klimaschutzmaßnahmenent-

wicklung in Bezug auf die Zielsetzung des Landes gemäß § 3 durch das für die Ange-

legenheiten des Klimaschutzes zuständige Ministerium nach § 10 Abs. 1 Nr. 3 in Auf-

trag gegeben. Die Treibhausgasbilanz des Landes, die das Statistische Landesamt 

nach § 10 Abs. 1 Nr. 1 übermittelt, bildet für Analyse und Begutachtung das Funda-

ment.  

Sollte sodann bei der Begutachtung und Bewertung festgestellt werden, dass einzelne 

Maßnahmen nicht den geplanten Umsetzungsfortschritt aufweisen und nicht die er-

warteten Ergebnisse erbringen, haben die handlungsfeld-koordinierenden Ressorts 

folgende Aufgabe: Unter Berücksichtigung der Ergebnisse des Gutachtens prüfen, ini-

tiieren und koordinieren diese Ressorts dir Entwicklung zukünftiger sowie die Optimie-

rung und Depriorisierung vorhandener Klimaschutzmaßnahmen gemäß § 3 Abs. 4 

Satz 4 in Verbindung mit Anlage 2. Dies tun die handlungsfeld-koordinierenden Res-

sorts in Abstimmung mit den maßnahmenführenden Ressorts.  

Im Rahmen der Maßnahmensteuerung beschließt die Landesregierung nach Absatz 3 

alle zwei Jahre den aktuellen Stand des Klimaschutzmaßnahmenregisters mit den zu-

sätzlichen sowie angepassten Maßnahmen.  

Zu § 10 

Das Erreichen der Ziele nach § 3 Abs. 1 und 4 Satz 1 hängt von der Gesamt-Treib-

hausgasbilanz des Landes, den Rahmenbedingungen auf Unions- und Bundesebene 

sowie von den Klimaschutzmaßnahmen des Landes ab. Daher wird die rheinland-pfäl-

zische Treibhausgasbilanz und der Umsetzungsstand der Klimaschutzmaßnahmen 

durch ein Monitoring überprüft. 

Folgende Daten und Informationen bilden die Grundlage für die Überprüfung des Ziel-

pfades und die Maßnahmensteuerung nach § 9:  

1. Das Statistische Landesamt liefert jährlich einen Datensatz zur Entwicklung der 

Treibhausgasemissionen des Landes und nimmt eine Analyse und Kommentierung 

der Zusammenhänge und Entwicklungen vor. 
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2. Das für die Angelegenheiten des Klimaschutzes zuständige Ministerium informiert 

jährlich zum Umsetzungsstand der Klimaschutzmaßnahmen nach § 8 Abs. 2 Satz 

1 und hat die Möglichkeit, Empfehlungen zur Anpassung und Entwicklung von be-

stehenden sowie Vorschläge für neue Klimaschutzmaßnahmen abzugeben. 

3. Bei Bedarf wird durch das für die Angelegenheiten des Klimaschutzes zuständige 

Ministerium ein Gutachten zur Bewertung der Klimaschutzmaßnahmenentwicklung 

in Bezug auf die Zielsetzung des Landes gemäß § 3 Abs. 1 und 4 Satz 1 sowie 

Anlage 1 ausgeschrieben und in Auftrag gegeben. Die Ausschreibung geschieht 

im Einvernehmen mit den handlungsfeld-koordinierenden Ressorts und der Staats-

kanzlei. 

Die Informationen des Statistischen Landesamts und des für Klimaschutz zuständigen 

Ministeriums werden beginnend im Folgejahr nach Inkrafttreten dieses Gesetzes zur 

Verfügung gestellt.  

Das Statistische Landesamt ermittelt im Auftrag des Landes Daten, um die Entwick-

lung der Treibhausgasemissionen in Rheinland-Pfalz darzustellen. Die Treibhausgas-

bilanz wird für das gesamte Land sowie auf die Sektoren heruntergebrochen aufge-

stellt, um eine Erreichung oder Verfehlung der Ziele abbilden zu können. Zusätzlich 

werden die Treibhausgasemissionsentwicklungen von Rheinland-Pfalz und des Bun-

des verglichen. Dies ist notwendig, um bei einer Zielverfehlung abschätzen zu können, 

ob das Land Rheinland-Pfalz seine Handlungsmöglichkeiten nicht ausgeschöpft hat 

oder stärkere Klimaschutzmaßnahmen des Bundes notwendig sind. 

Voraussetzung für die Information zum Umsetzungsstand der Klimaschutzmaßnah-

men ist, dass das jeweils maßnahmenführende Ressort den Umsetzungsstand eben-

falls mindestens jährlich aktualisiert.  

Bei Bedarf wird ein Gutachten zur Bewertung der Entwicklung der Rahmenbedingun-

gen auf Unions- und Bundesebene sowie der im Klimaschutzmaßnahmenregister ge-

führten Maßnahmen in Bezug auf die Zielsetzung des Landes gemäß § 3 Abs. 1 und 4 

Satz 1 auf Grundlage der Daten und der Analyse nach den Nummern 1 und 2 einge-

holt. Die Sachverständigen geben Empfehlungen zur Anpassung und Entwicklung von 
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Klimaschutzmaßnahmen an das für die Angelegenheiten des Klimaschutzes zustän-

dige Ressort sowie an die handlungsfeld-koordinierenden Ressorts.  

Alle zwei Jahre wird die Landesregierung im Rahmen des Vorschlags nach § 9 Abs. 3 

über die Ergebnisse der Informationen nach Absatz 1 unterrichtet. Die Informationen 

werden zudem auf der Seite des für die Angelegenheiten des Klimaschutzes zustän-

digen Ministeriums veröffentlicht. 

Zu § 11 

Die Ziele des Gesetzes begründen grundsätzlich keine subjektiven Rechte und klag-

baren Rechtspositionen für oder gegen natürliche oder juristische Personen, Organi-

sationen oder Institutionen auch der öffentlichen Hand.  

Maßgebliche Rahmenbedingungen für den effektiven Klimaschutz werden auf Unions- 

und Bundesebene gesetzt.  

Die in § 3 Abs. 1 und 3 enthaltenen Zielbestimmungen sind daher an das Land Rhein-

land-Pfalz adressiert, begründen unmittelbar aber keine Verbindlichkeiten für Bürge-

rinnen und Bürger sowie Unternehmen; sie sollen insbesondere auch nicht zu Wettbe-

werbsverzerrungen oder Standortnachteilen führen. Lediglich die Vorbildwirkung der 

öffentlichen Hand, § 13 Abs. 1, bezieht sich auch auf kommunale Eigenbetriebe, wobei 

hier § 13 Abs. 2 zu berücksichtigen ist.  

Absatz 1 regelt den wichtigen Grundsatz, dass die Landesregierung unter Berücksich-

tigung der Rahmenbedingungen auf Unions- und Bundesebene die notwendigen 

Schritte zur Anpassung der Zielwerte nach § 3 Abs. 1 analog zu den prozentualen 

Minderungszielen des Bundes durch Vorlage eines Gesetzgebungsvorschlags einlei-

tet, wenn auf nationaler Ebene gesetzliche Klimaschutzziele etabliert werden, die über 

die rheinland-pfälzischen Minderungsziele nach § 3 Abs. 1 hinausgehen. Gleicherma-

ßen kann die Landesregierung Anpassungen der Zielwerte nach § 3 Abs. 1 veranlas-

sen, wenn die Ziele auf nationaler Ebene nachhaltig verfehlt werden oder gesetzliche 

Regelungen getroffen werden, die eine Treibhausgasneutralität zu einem späteren 

Zieljahr als nach § 3 Abs. 2 Satz 1 KSG vorschreiben. Die rheinland-pfälzischen Treib-

hausgasminderungsziele sollen die des Bundes grundsätzlich nicht unterschreiten. 
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Absatz 2 regelt, dass, sollte ein Sektorziel in einem Sektor übertroffen worden sein, 

also mehr Emissionen eingespart worden sein, als gefordert, dadurch die Unterschrei-

tung des Zieles in anderen Sektoren ausgeglichen werden kann.  

Absatz 3 betont die Notwendigkeit einer guten sozialen und wirtschaftlichen Entwick-

lung des Landes auch für den Klimaschutz. Diese Interessen gilt es im Sinne einer 

nachhaltigen Politik miteinander abzuwägen und zu verbinden. Dies gilt auch für die 

Innovationsfähigkeit des Standorts im Gesamten und hinsichtlich der landesspezifi-

schen Besonderheiten von Rheinland-Pfalz. Hierdurch wird die Wettbewerbsfähigkeit 

und die Beschäftigungspolitik des Landes zukunftsfähig gestärkt; dies dient auch der 

Landesentwicklung. Gleichzeitig gilt, dass aus sozialer und finanzieller Perspektive es 

jetzt besser ist, auf vorsorgenden Klimaschutz zu setzen, anstatt zukünftig immer hö-

here Kosten für die Beseitigung der Schäden von Naturkatastrophen zu tragen. Absatz 

3 stellt gleichzeitig sicher, dass sich die Erreichung der Klimaschutzziele auch an den 

fiskalischen Rahmenbedingungen des Landes orientieren muss. Klimaschutz setzt Im-

pulse für eine zukunftsgerichtete Transformation der Wirtschaft hin zur Treibhausgas-

neutralität. Zusätzliche Investitionen in Zukunftstechnologien werden ausgelöst und 

die Entwicklung innovativer Konzepte und Maßnahmen für den Klimaschutz erhält ei-

nen substanziellen Anschub. Dadurch können der Industriestandort und die für das 

Land sehr wichtige Land- und Weinwirtschaft zukunftsfest gemacht werden. Neue Ar-

beitsplätze u. a. in den Klimaschutzbranchen werden entstehen. 

Absatz 4 regelt deklaratorisch, dass private und öffentliche Investitionen auch dann 

möglich sind, wenn sie Energiebedarfe bedingen, die nicht durch zur Verfügung ste-

hende Erneuerbare Energien gedeckt werden können. Etwaige gesetzliche Vorgaben 

bleiben von der Regelung unberührt. 

Absatz 5 regelt, dass der Bau von Photovoltaik-Freiflächenanlagen, sofern er auf 

ackerbaulich genutzten landwirtschaftlichen Flächen stattfindet, dort erfolgen soll, wo 

Ackerflächen vergleichsweise ertragsschwach sind. Als Kenngröße für vergleichs-

weise ertragsschwächere Flächen soll die regionaltypische Ertragsmesszahl herange-

zogen werden. Zudem wird geregelt, dass landesweit die Nutzung von Ackerflächen 

für den Bau von Freiflächen-Photovoltaikanlagen auf 2 v. H. begrenzt wird, wobei in 
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einzelnen kommunalen Gebietskörperschaften auch mehr als 2 v. H. in Anspruch ge-

nommen werden können, solange dies mit den Belangen der örtlichen Landwirtschaft 

vereinbar ist.  

Absatz 5 bildet somit die bereits in der vierten Teilfortschreibung des Landesentwick-

lungsprogramms (LEP) IV getroffenen Festlegungen in diesem Bereich ab, greift dies-

bezüglichen Regelungen in künftigen Landesentwicklungsprogrammen aber nicht vor. 

Absatz 6 stellt deklaratorisch klar, dass subjektive Rechte und klagbare Rechtspositi-

onen nicht begründet werden, da auch zur Erreichung von Landeszielen die rechtli-

chen Rahmenbedingungen sowie die Klimaschutzmaßnahmen auf Unions- und Bun-

desebene von maßgeblicher Relevanz und hauptsächlicher Wirksamkeit sind. Unions-

rechtliche Anforderungen bleiben hiervon unberührt.  

Zu Teil 5 Beirat für Klimaschutz 

Teil 5 regelt die Einrichtung, die Aufgaben sowie die Befugnisse des Beirats für Klima-

schutz. 

Zu § 12 

Der im bisherigen § 8 LKSG eingeführte Beirat für Klimaschutz wird fortgeführt. 

Der Beirat berät die Landesregierung bei der Umsetzung der Klimaschutzziele sowie 

bei der Fortschreibung der Klimaschutzstrategie. Er setzt sich – wie bereits im bishe-

rigen § 8 Abs. 3 LKSG geregelt – aus Vertreterinnen und Vertretern des Landtags, 

gesellschaftlicher Vereinigungen und Verbände - wie etwa Fach-, Berufs-, Wirtschafts- 

und Wissenschaftsverbände, Kultur- und Sportverbände, Sozial- und Wohlfahrtsver-

bände, unabhängige Umwelt- und Menschenrechtsorganisationen -, der Kammern, 

der kommunalen Spitzenverbände, der Selbstverwaltungskörperschaften der Wirt-

schaft und der Wissenschaft und der als Körperschaften des öffentlichen Rechts an-

erkannten Religionsgemeinschaften. Zusätzlich werden zukünftig Vertreterinnen und 

Vertreter der Jungend des Landes Rheinland-Pfalz Teil des Klimabeirats sein. Auch 

Wissenschaftlerinnen oder Wissenschaftler mit entsprechender Expertise werden ex-

plizit erwähnt.  
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Welche Verbände, Organisationen oder Einrichtungen (Beiratsparteien) Beiratsmit-

glieder vorschlagen können, entscheidet die berufende Stelle; die Beiratsparteien wer-

den aus dem Kreis der in Absatz 3 Satz 1 genannten Vereinigungen, Verbände, Orga-

nisationen und Einrichtungen ausgewählt. Es soll eine breite gesellschaftliche Reprä-

sentation erfolgen. Danach sind die Beiratsparteien auszuwählen. 

Nach Absatz 3 Satz 2 wird der Beirat zukünftig paritätisch besetzt und besteht zu glei-

chen Teilen aus Frauen und Männern. Indem jede Partei sowohl Beisitzende als auch 

eine Stellvertreterin oder einen Stellvertreter entsendet und diese zwei Posten jeweils 

von einer Vertreterin und einem Vertreter besetzt werden müssen, ergibt sich eine pa-

ritätische Besetzung. Die Parität wird durch den in § 31 Abs. 3 Landesgleichstellungs-

gesetz Rheinland-Pfalz entwickelten Mechanismus erreicht und durch die Berufung 

hergestellt. Es sind danach stets ein Mann und eine Frau für die Positionen als Mitglied 

und als stellvertretendes Mitglied vorzuschlagen. Die Berufung erfolgt sodann durch 

die Ministerin oder den Minister des für die Angelegenheiten des Klimaschutzes zu-

ständigen Ministeriums. 

Es wird in Absatz 1 geregelt, dass die Mitglieder durch die oder den für die Angele-

genheiten des Klimaschutzes zuständigen Ministerin oder des entsprechenden Minis-

ters berufen werden. Die Ministerin oder der Minister hat auch den Vorsitz inne, die 

Geschäftsführung obliegt dem Ministerium, Absatz 4. 

Zu Teil 6 Pflichten der öffentlichen Hand, Zuständigkeiten 

Teil 6 regelt die Vorbildfunktion der öffentlichen Hand sowie den Einbezug der Öffent-

lichkeit in den Themenbereich des Klimaschutzes auf verschiedene Arten. Zudem wer-

den Zuständigkeiten bestimmt. 

Zu § 13 

§ 13 betont den Grundsatz der Vorbildfunktion der öffentlichen Hand, der sich dem 

Grunde nach bereits im bisherigen § 9 LKSG findet. Die Regelung wird jedoch an ei-

nigen Stellen modernisiert und erweitert. 

Der Terminus „öffentliche Stellen“ wird durch den Terminus „öffentliche Hand“ ersetzt, 

wie bereits bei der Begründung zu § 2 Abs. 4 erläutert.  
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Die Vorbildfunktion betrifft nicht nur die Vermeidung und Verringerung von Treibhaus-

gasemissionen, sondern auch die Bindung von Treibhausgasen. Geeignete mögliche 

Maßnahmen sind beispielsweise die energetische Sanierung von Landesliegenschaf-

ten, aber auch Dach- und Fassadenbegrünungen. Zudem soll eine Vorbildfunktion 

ausgeführt werden, indem natürliche Ressourcen geschont werden, Energie einge-

spart und Energieeffizienz erhöht wird sowie die Nutzung und Bewirtschaftung von 

Liegenschaften des Landes als auch die Beschaffung entsprechend ausgeführt wird, 

sofern die Organisation der Aufgabenerledigung nicht abschließend durch Bundes-

recht geregelt ist. Des Weiteren soll auch die effiziente Nutzung erneuerbarer Energien 

und natürlicher Ressourcen und die Ersetzung von nicht wiederverwendbaren Materi-

alien zu einer Verringerung und Schließung von Energie- und Ressourcenkreisläufen 

führen.  

Im Rahmen von Absatz 1 Satz 1 wird klarstellend hinzugefügt, dass auch die öffentli-

che Hand die Klimaschutz-Rangfolge nach § 5 zu berücksichtigen und insbesondere 

bei Beschaffungen zu beachten hat.  

§ 2 Abs. 1 des Landeskreislaufwirtschaftsgesetzes ist in seinem Anwendungsbereich 

lex specialis. 

Absatz 2 ist im Wesentlichen bereits im bisherigen § 9 LKSG enthalten. Der Anwen-

dungsbereich umfasst auch solche juristischen Personen des Privatrechts, auf die die 

kommunalen Gebietskörperschaften einen bestimmenden Einfluss haben (siehe § 2 

Abs. 4 Nr. 2) sowie kommunale juristische Personen des öffentlichen Rechts. Für diese 

sollen die Regelungen ebenso gelten wie für Gemeinden und Gemeindeverbände 

selbst. Diese erfüllen die Vorbildfunktion in eigener Verantwortung und nach eigenem 

Ermessen. 

Für solche Energieversorgungsunternehmen, die unter die Definition der öffentlichen 

Hand nach § 2 Abs. 4 fallen, gilt, dass ihre Vorbildfunktion bereits abschließend im 

Energiewirtschaftsgesetz (EnWG) geregelt ist. Nach § 2 Abs. 1 EnwG sind die Ener-

gieversorgungsunternehmen zu einer möglichst sicheren, preisgünstigen, verbrau-

cherfreundlichen, effizienten, umweltverträglichen sowie treibhausgasneutralen lei-

tungsgebundenen Versorgung der Allgemeinheit mit Elektrizität, Gas und Wasserstoff, 

die zunehmend auf erneuerbaren Energien beruht, verpflichtet. 
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Die Regelung des bisherigen § 9 Abs. 5 Satz 3 LKSG dass eine Vereinbarung zwi-

schen den kommunalen Spitzenverbänden und dem Land geschlossen werden soll, 

wird übernommen. Die Landesenergieagentur unterstützt die kommunalen Gebiets-

körperschaften. 

Mit dem Kommunalen Klimapakt (KKP) besteht bereits eine solche Vereinbarung. 

Mehr als 85 Prozent der Kommunen in Rheinland-Pfalz sind dem Pakt bisher beige-

treten und haben sich damit aktiv zur Umsetzung der Klimaschutzziele des Landes 

bekannt. Der Kommunale Klimapakt ist damit ein wesentliches Instrument zur Umset-

zung und Verstetigung von Klimaschutz und Anpassung an die Klimawandelfolgen als 

kommunale Querschnittsaufgabe und damit zur effizienten Erreichung der Klima-

schutzziele des Landes. 

Zu § 14 

Die Norm führt einen CO2-Schattenpreis für Hochbau- und Sanierungsmaßnahmen 

von Liegenschaften des Landes ein. Dieser ist bei Wirtschaftlichkeitsuntersuchungen 

im Rahmen der Bedarfsermittlung von Bauprojekten des Landes zu ermitteln. Die Be-

rechnung des CO2-Schattenpreises ist einem möglichen Vergabeverfahren vorgela-

gert und soll, wenn es für ein Bauprojekt mehrere Umsetzungswege gibt, den klima-

freundlichsten Lösungsweg aufzeigen. Damit wird auch klargestellt, dass der CO2-

Schattenpreis nicht als Instrument in einem Vergabeverfahren zu berücksichtigen ist. 

Der Begriff CO2- Schattenpreis ist in § 2 Abs. 5 definiert. 

Hintergrund der Regelung ist der Grundsatz der Wirtschaftlichkeit und Sparsamkeit 

nach § 7 der Landeshaushaltsordnung (LHO). Nach der Verwaltungsvorschrift zum 

Vollzug der Landeshaushaltsordnung (VV-LHO) umfasst der Grundsatz der Wirt-

schaftlichkeit das Sparsamkeits- und das Ergiebigkeitsprinzip. Das Sparsamkeitsprin-

zip (Minimalprinzip) verlangt, ein bestimmtes Ergebnis mit möglichst geringem Mitte-

leinsatz zu erreichen. Im Rahmen einer Vergabe spielt der Preis in der Regel eine 

entscheidende Rolle. Um im Hochbau das Emissionseinsparpotential entfalten zu kön-

nen, soll der Schattenpreis hier eine Lenkfunktion einnehmen. Danach wird das Vor-
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haben fiktiv teurer, das mit besonders viel Emissionen verbunden ist. Das klimafreund-

lichere Vorhaben wird hingegen verhältnismäßig fiktiv günstiger bzw. verteuert sich 

weniger stark durch den Schattenpreis. 

Daneben gibt es im Vergaberecht die Möglichkeit, auch umweltbezogene Aspekte im 

Rahmen der Zuschlagskriterien neben dem Preis zu berücksichtigen (§ 127 Abs. 1 

Satz 4 des Gesetzes gegen Wettbewerbsbeschränkungen -GWB-; § 16d Abs. 2 Nr. 1 

Satz 4 VOB/A-EU; § 16d Abs. 1 Nr. 4 Satz 4 VOB/A) 

Absatz 1 regelt den verpflichtenden Anwendungsbereich. Dieser betrifft Hochbaumaß-

nahmen betreffend Liegenschaften des Landes; letztere sind in § 2 Abs. 6 begrifflich 

definiert. Der Anwendungsbereich ist auf den Hochbau beschränkt. Dies ergibt sich 

aus dem Verweis auf § 1 LBauO. Daraus ergibt sich, dass insbesondere Anlagen des 

öffentlichen Verkehrs und ihre Nebenanlagen, mit Ausnahme von Gebäuden, von der 

Anwendung ausgenommen sind, § 1 Abs. 2 Nr. 1 LBauO.  

Hintergrund der Regelung ist, dass die Menge der emittierten Tonnen CO2-Äquivalente 

bei Baumaßnahmen verhältnismäßig genau berechnet werden kann. Zur Berechnung 

hat das Umweltbundesamt die Publikation „Methodenkonvention 3.1 zur Ermittlung 

von Umweltkosten – Kostensätze“ veröffentlicht. Dort finden sich beispielsweise Um-

weltkosten für Baustoffe. Diese Grundlage soll von der öffentlichen Hand zur Ermitt-

lung des CO2-Schattenpreises herangezogen werden.  

Weitere Regelungen werden im Rahmen einer Verordnung nach Absatz 4 getroffen.  

Absatz 2 setzt als maßgeblichen Zeitpunkt für den Beginn des zeitlichen Anwendungs-

bereichs den 1. Juli 2026 fest. Zudem bleiben Bepreisungen der Treibhausgasemissi-

onen nach anderen Bestimmungen unberührt. Als solche andere Bestimmung gilt bei-

spielsweise das Brennstoffemissionshandelsgesetz. 

Nach Absatz 3 wird den Gemeinden und Gemeindeverbänden empfohlen, einen CO2-

Schattenpreis für Planungen im Hochbau in eigener Zuständigkeit einzuführen. Zudem 

wird empfohlen, diesen Preis auf Beschaffungen von Liefer- und Dienstleistungen in 

eigener Zuständigkeit auszuweiten. Diese Erweiterung des Anwendungsbereichs des 

CO2-Schattenpreises wird den Gemeinden und Gemeindeverbänden ermöglicht, da-

mit sie auf eigenen Wunsch die Anwendung des CO2-Schattenpreises selbstständig 
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weiter fassen können, als die Festsetzung auf Landesebene besagt. Eine Verpflich-

tung zur Einführung des Instruments wird nicht begründet. 

Absatz 4 regelt die Verordnungsermächtigung zur Regelung von Einzelheiten des 

CO2-Schattenpreises, insbesondere die Regelung der Höhe, der zu berücksichtigen-

den Steigerungsrate und zukünftige Anpassungen des Wertes, aber auch zur Ermitt-

lung der Emissionen, die Konkretisierung des Anwendungsbereichs sowie sachlich 

begründeter Ausnahmefälle. Auch kann der Verordnungsgeber eine Bagatellgrenze 

einführen und Ersatzregelungen für solche Maßnahmen finden, die unter selbige fal-

len. 

Absatz 5 regelt, dass neben der einmaligen Wirtschaftlichkeitsbetrachtung auch lau-

fende direkte und indirekte Emissionen des Energieverbrauchs der Landesverwaltung 

über den gesamten Lebenszyklus betrachtet werden. Indem auch auf diese Emissio-

nen der CO2- Schattenpreis angewendet wird, wird ermöglicht, dass treibhausgasneut-

rale Technologien in der Landesverwaltung wirtschaftlicher werden und zum Einsatz 

kommen. Unter Anwendung ist die Ausweisung des CO2-Schattenpreises und die Ein-

berechnung bei Entscheidungen zu Lieferverträgen zu verstehen.  

Zu § 15 

Die Vorschrift deckt sich weitgehend mit dem bisherigen § 10 LKSG, jedoch wird die 

bisherige Ist-Bestimmung des Satzes 1 in eine Soll-Bestimmung umgewandelt. 

Der Begriff Informationsträger wurde zum Zweck der besseren Verständlichkeit in 

„Stellen zur Informationsvermittlung“ gewandelt. Darunter fallen die staatlichen und 

staatlich anerkannten Angebote, beispielsweise die Verbraucherzentrale e.V. Rhein-

land-Pfalz. 

Zu § 16 

§ 16 regelt die Zuständigkeiten für die Umsetzung des Gesetzes. 

Nach Absatz 1 Nr. 1 ist das für die Angelegenheiten des Klimaschutzes zuständige 

Ministerium zuständig für die Erarbeitung und Fortschreibung der Klimaschutzstrategie 
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gemäß § 7 Abs. 1 und 4. Zu beachten ist, dass die initiale Klimaschutzstrategie auf 

dem im Jahr 2025 fortgeschriebenen Klimaschutzkonzept fußt, § 17 Abs. 2. 

Nach Absatz 1 Nr. 2 ist das für die Angelegenheiten des Klimaschutzes zuständige 

Ministerium zudem zuständig für die Einrichtung und Führung des digitalen Berichts-

systems sowie für die Einrichtung, Führung und Bereitstellung des Klimaschutzmaß-

nahmenregisters insgesamt. Unter Führung ist auch die jährliche Aktualisierung des 

Klimaschutzmaßnahmenregisters zu verstehen. Zudem bewertet das Ministerium, ob 

neue Maßnahmen den Aufnahmekriterien für das Klimamaßnahmenregister entspre-

chen. Die Entscheidung über Aufnahme oder Herausnahme von Klimaschutzmaßnah-

men hat nur vorläufigen Charakter, da nach § 9 Abs. 3 die Landesregierung über den 

aktuellen Stand des Klimaschutzmaßnahmenregisters zu beschließen hat. 

Nach Absatz 1 Nr. 3 ist das für die Angelegenheiten des Klimaschutzes zuständige 

Ministerium zudem zuständig für die Durchführung des Regelprozesses nach § 9 Abs. 

1 Satz 1. Die Ressorts, die handlungsfeld-koordinierend sowie maßnahmenführend 

sind, sind verpflichtet, sich hieran zu beteiligen.  

Nach Absatz 2 ist das Statistische Landesamt im Rahmen einer Verwaltungsvereinba-

rung zuständig für die Ermittlung der Treibhausgasemissionen nach § 10 Abs. 1 Nr. 1. 

Das Statistische Landesamt greift hierbei auf ländereinheitliche Methodenstandards 

zurück, die in den Länderarbeitskreisen zur Energie- und CO2-Bilanzierung sowie zu 

den Umweltökonomischen Gesamtrechnungen gemeinsam entwickelt werden und 

sich an internationalen Regularien orientieren. 

Zu Teil 7 Übergangs- und Schlussbestimmungen 

Teil 7 trifft Bestimmungen zum Übergang sowie zum In- und Außerkrafttreten.  

Zu § 17 

Absatz 1 regelt die Fortgeltung des Klimaschutzkonzepts, welches gemäß dem bishe-

rigen § 6 LKSG regelmäßig fortgeschrieben wird. Damit ist sichergestellt, dass stets 

ein Konzept zur Verfügung steht. Die Klimaschutzstrategie und das Klimaschutzmaß-

nahmenregister müssen nach Verabschiedung des vorliegenden Gesetzes zunächst 

implementiert werden. 
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Absatz 2 regelt sodann, dass die Klimaschutzstrategie nach § 7 Abs. 1 bis 3 und das 

Klimaschutzmaßnahmenregister nach § 8 Abs. 2 aus dem nach dem bisherigen § 6 

LKSG fortgeschriebenen Klimaschutzkonzept hervorgehen. Das Klimaschutzkonzept 

besteht bereits aus einem Strategie- und einem Maßnahmenteil. Aus diesen werden 

sodann die neue Klimaschutzstrategie und das Klimaschutzmaßnahmenregister ent-

wickelt. 

Absatz 3 regelt den Fortbestand des nach dem bisherigen § 8 gebildeten Beirats für 

Klimaschutz bis zum Ende seiner Berufungsperiode. Sobald diese erreicht ist, werden 

die neuen Beiratsmitglieder nach § 12 Abs. 1 und 3 berufen. 

Zu § 18 

Dieses Gesetz tritt am Tage nach der Verkündung in Kraft. Zugleich tritt das bisherige 

Landesklimaschutzgesetz außer Kraft.  

Anlagen 

Anlage 1 bildet die in § 3 Abs. 4 Satz 1 angestrebten Sektorziele ab.  

Anlage 2 regelt die koordinierende Zuständigkeit für Handlungsfelder und legt die 

Handlungsfelder selbst fest. Die Handlungsfelder sind nach Sektoren gegliedert. Die 

Zuordnung erfolgt nach dem Common Reporting Format (CRF) gemäß UNFCCC. 

 

 


